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Vergabestelle  

Vergabeart 

 offenes Verfahren 

 nicht offenes Verfahren 

 wettbewerblicher Dialog 

 Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb 

 Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbe-
werb 

 Innovationspartnerschaft 

 

Ablauf der Angebotsfrist 

Datum Uhrzeit 

Bindefrist endet am 

  

  

  

Aufforderung zur Abgabe eines Angebots  

(Vergabeverfahren gemäß VgV)   

   

Bezeichnung der Leistung 

Maßnahmennummer Maßnahme 

 
 

 

Vergabenummer Leistung 

  

  

Anlagen 

A) die beim Bieter verbleiben und im Vergabeverfahren zu beachten sind:  

 L 212 EU Bewerbungsbedingungen EU   

 L 2270 Gewichtung der Zuschlagskriterien  

 L 2492 Online-Vergaben  

    

    

    

    

    

B) die beim Bieter verbleiben und Vertragsbestandteil werden:  

  Teile der Leistungsbeschreibung: Beschreibung, Pläne, sonstige Anlagen  

 L 2150 Zusätzliche Vertragsbedingungen  

    

    

    

    

    

C) die, soweit erforderlich, ausgefüllt mit dem Angebot einzureichen sind:  

 L 2130 Angebotsschreiben  

  Teile der Leistungsbeschreibung: Leistungsverzeichnis / Leistungsprogramm  

 L 124 EU Eigenerklärung zur Eignung  

 L 234 Erklärung Bieter-/Arbeitsgemeinschaft  

 L 235 Verzeichnis der Leistungen/Kapazitäten anderer Unternehmen  

 L 248 Erklärung zur Verwendung von Holzprodukten 

Stadt Schweinfurt
- Controlling -
Markt 1
97421 Schweinfurt
Tel 09721/51-5265 Fax 09721/51-5269

05.07.2016 10:00

19.08.2016

LV 30/2016 Stadt Schweinfurt - Stabsstelle Informations- und Kommunikationstechnik

LV 30/2016 Hard-/Software zur Erneuerung des Rechenzentrums der Stadt Schweinfurt

Entwurf EVB-IT Kaufvertrag (Langfassung mit Instandhaltung)

EVB-IT AGB Instandhaltung, Kauf und Überlassung

Muster Störungsformular
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 L 2481 Erklärung zur Lieferung von gebietseigenen Pflanzen 

 L 2491 Erklärung zur Vermeidung des Erwerbs von Produkten aus ausbeuterischer Kinderarbeit 

    

    

    

    

    

D) die ausgefüllt auf gesondertes Verlangen der Vergabestelle einzureichen sind:  

 L 236 Verpflichtungserklärung anderer Unternehmen  

    

    

    

    

    

L 236             Verpflichtungserklärung anderer Unternehmen

Bieterinformation-Wertungskriterien.xlsx ausgefüllt auf CD und ausgefüllt ausgedruckt

Beschreibung des Gesamtsystems (max. 15 Seiten DIN A4; auf CD und ausgedruckt)

Nachw. unter Nr. 9 aus dem Tabellenbl. 'A-Kriterien' im Dok. 'Bieterinformation-Wertungskriterien'

Stefan.Jopp
Hervorheben
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1 
 

Es ist beabsichtigt, die in beiliegender Leistungsbeschreibung bezeichneten Leistungen zu verge-
ben im Namen und für Rechnung 

  

  

  

  

2 Auskünfte werden erteilt, nicht beigefügte Unterlagen können eingesehen werden bei/beim 

 Name  

 Anschrift  

 Tel.  Fax.  

 E-Mail  

 Bitte nutzen Sie für Auskünfte vorrangig das Tool Fragen/Antworten auf der Vergabeplattform. 

 Nicht beigefügte Unterlagen sind: 

  

  

  

3 Vorlage von Nachweisen/Angaben/Unterlagen 

3.1 Folgende Nachweise/Angaben/Unterlagen sind mit dem Angebot einzureichen: 

  siehe Auftragsbekanntmachung 

  L 124 EU - Eigenerklärung zur Eignung 

  L 248 - Erklärung zur Verwendung von Holzprodukten  

  L 2481 - Erklärung zur Lieferung von gebietseigenen Pflanzen 

  L 2491 - Erklärung zur Vermeidung des Erwerbs von Produkten aus ausbeuterischer Kinderarbeit 

   

   

3.2 Folgende Nachweise/Angaben/Unterlagen sind auf gesondertes Verlangen der Vergabestelle vor-
zulegen: 

  siehe Auftragsbekanntmachung 

  Vorname, Name und Geburtsdatum aller Geschäftsführer und Prokuristen (auf gesondertem Blatt) 

  L 236 - Verpflichtungserklärung anderer Unternehmen 

  Zertifikat bzw. Einzelnachweis entsprechend der Erklärung im Formblatt L 248 

   

   

   

   

3.3  Vorlage von mit dem Angebot auf gesonderter Anlage vorzulegenden Unterlagen zu den in der An-
lage Gewichtung der Zuschlagskriterien genannten bzw. angekreuzten Zuschlagskriterien: 

  
  

  

  

  

  

  

der Stadt Schweinfurt 

Stadt Schweinfurt - Controlling - 

Markt 1 97421 Schweinfurt

09721/51-5265 09721/51-5269

vergabe@schweinfurt.de

L 236  Verpflichtungserklärung anderer Unternehmen

Nachw. unter Nr. 9 aus d. Tabellenbl. 'A-Kriterien' im Dok. 'Bieterinformation-Wertungskriterien'

Stefan.Jopp
Hervorheben

Stefan.Jopp
Hervorheben
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4 Losweise Vergabe: 

  nein 

  ja, Angebote sind möglich für 

   alle Lose (alle Lose müssen angeboten werden) 

   eine maximale Anzahl an Losen: siehe Auftragsbekanntmachung oder Aufforderung zur Inte-
ressensbestätigung 

   nur ein Los 

    

 Bei zugelassener Angebotsabgabe für mehr als ein Los: 

  Beschränkung der Zahl der Lose, für die ein Bieter den Zuschlag erhalten kann. 

  Höchstzahl: siehe Auftragsbekanntmachung bzw. Aufforderung zur Interessensbestätigung. 

  
Bedingungen zur Ermittlung derjenigen Lose, für die ein Bieter den Zuschlag erhält, falls sein Ange-
bot in mehr Losen das wirtschaftlichste ist als der angegebenen Höchstzahl an Losen: 

   

   

   

   

   

   

5 entfällt 

   

6 Angebotswertung: 

 Kriterien für die Wertung der Haupt- und ggf. Nebenangebote 

  Zuschlagskriterium Preis  

  
Der Preis wird aus der Wertungssumme des Angebotes ermittelt. 
Die Wertungssummen werden ermittelt aus den nachgerechneten Angebotssummen, insbesondere 
unter Berücksichtigung von Nachlässen. 

  Mehrere Zuschlagskriterien gemäß Formblatt Gewichtung der Zuschlagskriterien 

 

Werkstätten für Behinderte wird bei der Berechnung der Wertungssumme ein Bonus von 15 v.H. einge-
räumt. 
Ist ein Angebot, das von einer Werkstatt für Behinderte abgegeben wurde, ebenso wirtschaftlich wie ein 
anderes Angebot, so wird der Zuschlag auf das Angebot der Werkstatt für Behinderte erteilt.  
Der Nachweis der Eigenschaft als Werkstätte für Behinderte ist mit dem Angebot zu führen. 

  

7 Angebote können abgegeben werden: 

  elektronisch in Textform 

  elektronisch mit fortgeschrittener Signatur 

  elektronisch mit qualifizierter Signatur 

  schriftlich 

8 Angebotsabgabe 

Falls Sie nicht die Absicht haben, ein Angebot abzugeben, werden Sie gebeten, die Vergabestelle bald-
möglichst davon zu unterrichten (entfällt bei offenen Verfahren). 

Bei elektronischer Angebotsübermittlung in Textform ist der Bieter und die natürliche Person, die die Er-
klärung abgibt, zu benennen; falls vorgegeben, ist das Angebot mit der geforderten Signatur zu versehen. 
Das Angebot ist zusammen mit den Anlagen bis zum Ablauf der Angebotsfrist über die Vergabeplattform 
der Vergabestelle zu übermitteln. 

 
  

✘

Stefan.Jopp
Hervorheben
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 Bei schriftlicher Angebotsabgabe ist das beigefügte Angebotsschreiben zu unterzeichnen und zusammen 
mit den Anlagen in verschlossenem Umschlag bis zum Ablauf der Angebotsfrist an folgende Anschrift zu 
senden oder dort abzugeben. 

  siehe Briefkopf 

  Stelle: 

   

  Straße: 

  PLZ/Ort: 

   

 Der Umschlag ist außen mit Namen (Firma) und Anschrift des Bieters und der Angabe „Angebot für …" 

 Maßnahmennummer: Maßnahme: 

   

 Vergabenummer: Leistung: 

   

 zu versehen (ggf. unter Verwendung eines bereit gestellten Kennzettels). 

  

9 Behörde, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen die 
Vergabebestimmungen wenden kann: 

 Vergabekammer (§156 GWB): 

  

  

10  
 

LV 30/2016 Stadt Schweinfurt - Stabsstelle Informations- und Kommunikationstechnik

LV 30/2016 Hard-/Software zur Erneuerung des Rechenzentrums der Stadt Schweinfurt

Vergabekammer Nordbayern, Ansbach, Tel 0981 / 53-1277, Fax 0981 / 53-1837

Bitte benutzen Sie zur Abgabe Ihres Angebotes den beigefügten roten Kennklebezettel (bitte 
drucken Sie diesen aus und versehen Sie Ihren Umschlag hiermit).  
Sofern Sie Ihr Angebot in den stadteigenen Briefkasten am Haupteingang des Rathauses 
einwerfen, muss dies bis 07:00 Uhr des Tages der Angebotseröffnung erfolgen!!! 
 
Angebotsöffnung am 05.07.2016, 10:00 Uhr in 
Schweinfurt, Rathaus, Kassengebäude 
I. Stock, Zi-Nr. 156 
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A. Allgemeine Angaben zum Vergabeverfahren 

 

 

A.1 Ansprechpartner für Fragen zum Vergabeverfahren und den Vergabeunterlagen 
 

 

 Stadt Schweinfurt 

Controlling – Zentrale Vergabestelle 

Brückenstraße 14 

97421 Schweinfurt 

Tel: 09721/51-5265 

Fax: 09721/51-5269 

E-Mail: vergabe@schweinfurt.de 

 

Bitte senden Sie eine E-Mail mit Ihren Kontaktdaten (Firmenname, E-Mail-Adresse, 

Telefonnummer, Fax-Nummer und Ansprechpartner) an vergabe@schweinfurt.de, 

damit wir Sie über Änderungen und Neuigkeiten im Vergabeverfahren informieren 

können. Falls Sie dies nicht tun, steht es in Ihrer eigenen Verantwortung, sich 

selbstständig über die Änderungen und Neuigkeiten im Vergabeverfahren auf der In-

ternetseite (www.schweinfurt.de/ausschreibungen) zu informieren.  

Die Fragen sind schriftlich, per Telefax oder E-Mail ausschließlich an die oben ge-

nannte Stelle bis einschließlich 26.06.2016 zu richten (hierbei sind die zuvor ver-

langten Kontaktdaten (Firmenname, E-Mail-Adresse, Telefonnummer, Fax-Nummer 

und Ansprechpartner) anzugeben, da die Fragen ansonsten nicht beantwortet werden 

können). Die Beantwortung erfolgt schriftlich. Aus Gründen der Gleichbehandlung 

werden telefonische oder mündliche Anfragen nicht beantwortet. 

 

 

A.2 Ausschreibungs- und Angebotsunterlagen 
 

 

Bei Formblatt L 2130 bitte beachten: Hier muss auf Seite 2 unbedingt unterschrie-

ben werden; ansonsten wird das Angebot aus der Wertung ausgeschlossen. 

Bei ‚Angebotsendsumme‘ (Nr. 2 des Formblatts) ist die Gesamtsumme (brutto) ein-

schließlich der optionalen Erweiterung (Zeile 12 aus dem Tabellenblatt ‚Preisblatt‘ im 

Dokument ‚Bieterinformationen-Wertungskriterien‘) einzutragen. 

Bei ‚Preisnachlass ohne Bedingung‘ (Nr. 3 des Formblatts) ist nur dann eine Eintra-

gung vorzunehmen, wenn über den im Tabellenblatt ‚Preisblatt‘ ausgewiesenen Pro-

jektrabatt hinaus noch ein zusätzlicher Nachlass gewährt wird. 

mailto:vergabe@schweinfurt.de
http://www.schweinfurt.de/ausschreibungen
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Bitte außerdem beachten, dass neben dem schriftlichen Angebot eine CD mit zwei 

Dateien abgegeben werden muss: 

 die ausgefüllte Excel-Datei ‚Bieterinformationen-Wertungskriterien‘.xlsx (diese 

muss auch ausgefüllt in schriftlicher Form abgegeben werden) 

 die Beschreibung des Gesamtsystems (max. 15 Seiten DIN A4) wahlweise 

als Word- oder pdf-Datei (diese muss ebenfalls in schriftlicher Form abgege-

ben werden) 

 

Die Ausschreibungsunterlagen dürfen nur zur Erstellung des Angebots verwendet 

werden. Jede Veröffentlichung (auch auszugsweise) oder Weitergabe an Dritte ist 

unzulässig. 

 

Kosten für die Erstellung des Angebots werden nicht erstattet. 

 

Sämtliche Angebotsunterlagen werden Eigentum der Stadt Schweinfurt und nur zur 

Auswertung der Angebote bzw. Entscheidung für den Zuschlag verwendet.  

 

 

A.3 Verschwiegenheitspflicht 
 

Der Bieter hat - auch nach Beendigung der Angebotsphase - über die ihm bei seiner 

Tätigkeit bekannt gewordenen dienstlichen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu 

bewahren. Er hat hierzu auch die bei der Erstellung des Angebotes beschäftigten 

Mitarbeiter zu verpflichten. Gleiches gilt für etwaige Nachunternehmen.  

 

 

A.4 Berichtigung, Änderung und Rücknahme des Angebots 
 

Nachträgliche Berichtigungen oder Änderungen des Angebots, die bis zum Ange-

botsschlusstermin eingehen können, müssen in der gleichen Form wie das Angebot 

übersandt werden.  

 

Die Rücknahme eines bereits abgegebenen Angebots ist schriftlich zu erklären und 

ist bis zum Ablauf der Angebotsfrist (05.07.2016, 10:00 Uhr) möglich.  

 

Korrekturen im Angebot sind deutlich und zweifelsfrei zu kennzeichnen; ist dies nicht 

der Fall, kann dies den Ausschluss des Angebots zur Folge haben.  
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A.5 Zuschlagskriterien  
 

Die Bewertung erfolgt nach der in UfAB V definierten gewichteten Richtwertmethode 

(Median) 70% Leistung / 30% Preis 

Einzelheiten sind der Anlage Bieterinformation-Wertungskriterien.xlsx - Tabellenblatt 

Einleitung zu entnehmen.  

 

 

B. Gegenstand und Ziel der Ausschreibung 

 

B.1 Allgemeines 
 

Die kreisfreie Stadt Schweinfurt mit rund 53.000 Einwohnern ist als Oberzentrum der 

Region Main Rhön ein bedeutender Arbeitsplatzstandort und Kultur-, Schul- und Ge-

sundheitszentrum für viele Menschen der Region. 

Die Erfüllung der damit verbundenen Anforderungen von Bürgern, Wirtschaft und Poli-

tik ist gekennzeichnet durch zunehmende Integration der Geschäftsprozesse, Daten-

wachstum und erhöhter Verfügbarkeit der IT-Infrastruktur.   

Die Stadt Schweinfurt benötigt dazu die Hardware und hardwarenahe Software für 2 

geo-redundante Rechenzentren inklusive 4-jährigem 24/7 Hersteller-Support für sämt-

liche Komponenten sowie die Instandhaltung der Hardware. 

 

 

B.2 Vertragsregelungen 
 

 

Vereinbart wird die Lieferung von Hardware und hardwarenaher Software inklusive 4-

jährigem 24/7 Support für sämtliche Komponenten. 

 

 

Allgemeine Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers sind ausgeschlossen 

und finden keine Anwendung. 

 

 

Die einzelnen Vertragsregelungen ergeben sich aus dem beigefügten EVB-IT Kauf-

vertrag. Eintragungen oder Änderungen der Vertragsmuster sind in roter Farbe her-

vorgehoben.  
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Bewerbungsbedingungen für die Vergabe von Leistungen  
Das Vergabeverfahren erfolgt nach der Vergabeverordnung (VgV). 
 

1 Mitteilung von Unklarheiten in den Vergabeunterlagen 

Enthalten die Vergabeunterlagen nach Auffassung des Unternehmens Unklarheiten, Unvollständigkei-
ten oder Fehler, so hat es unverzüglich die Vergabestelle vor Angebotsabgabe in Textform darauf 
hinzuweisen. 

2 Unzulässige Wettbewerbsbeschränkungen 

Angebote von Bietern, die sich im Zusammenhang mit diesem Vergabeverfahren an einer unzulässi-
gen Wettbewerbsbeschränkung beteiligen, werden ausgeschlossen. 

Zur Bekämpfung von Wettbewerbsbeschränkungen hat der Bieter auf Verlangen Auskünfte darüber 
zu geben, ob und auf welche Art der Bieter wirtschaftlich und rechtlich mit Unternehmen verbunden 
ist.  

3 Angebot 

3.1 Das Angebot ist in deutscher Sprache abzufassen. 

3.2 Für das Angebot sind die von der Vergabestelle vorgegebenen Vordrucke zu verwenden.             
Das Angebot ist bis zu dem von der Vergabestelle angegebenen Ablauf der Angebotsfrist einzu-
reichen. Ein nicht form- oder fristgerecht eingereichtes Angebot wird ausgeschlossen. 

3.3 Eine selbstgefertigte Abschrift oder Kurzfassung des Leistungsverzeichnisses ist zulässig. Die von 
der Vergabestelle vorgegebene Langfassung des Leistungsverzeichnisses ist allein verbindlich. 

3.4 Unterlagen, die von der Vergabestelle nach Angebotsabgabe verlangt werden, sind zu dem von der 
Vergabestelle bestimmten Zeitpunkt einzureichen.  

3.5 Alle Eintragungen müssen dokumentenecht sein. 

3.6 Ein Bieter, der in seinem Angebot die von ihm tatsächlich für einzelne Leistungspositionen geforder-
ten Einheitspreise auf verschiedene Einheitspreise anderer Leistungspositionen verteilt, benennt 
nicht die von ihm geforderten Preise. Deshalb werden Angebote, bei denen der Bieter die Einheits-
preise einzelner Leistungspositionen in „Mischkalkulationen“ auf andere Leistungspositionen umlegt, 
grundsätzlich von der Wertung ausgeschlossen. 

3.7 Alle Preise sind in Euro mit höchstens drei Nachkommastellen anzugeben. 

Die Preise (Einheitspreise, Pauschalpreise, Verrechnungssätze usw.) sind ohne Umsatzsteuer anzu-
geben. Der Umsatzsteuerbetrag ist unter Zugrundelegung des geltenden Steuersatzes am Schluss 
des Angebotes hinzuzufügen. 

Es werden nur Preisnachlässe gewertet, die  

- ohne Bedingungen als Vomhundertsatz auf die Abrechnungssumme gewährt werden 
und  
- an der im Angebotsschreiben bezeichneten Stelle aufgeführt sind.  

Nicht zu wertende Preisnachlässe bleiben Inhalt des Angebotes und werden im Fall der Auftragser-
teilung Vertragsinhalt. 

4 Unterlagen zum Angebot 

4.1 Der Bieter hat auf Verlangen der Vergabestelle Unterlagen zur Preisermittlung zu dem von der 
Vergabestelle bestimmten Zeitpunkt vorzulegen. Dies gilt auch für Leistungen anderer Unternehmen. 

 
4.2 Soweit Bescheinigungen verlangt werden, ist für Bescheinigungen, die nicht in deutscher Sprache 

abgefasst sind, eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen. 
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5 Nebenangebote 

5.1 Soweit Nebenangebote zugelassen sind, müssen sie die geforderten Mindestanforderungen erfüllen; 
dies ist mit Angebotsabgabe nachzuweisen. 

5.2 Der Bieter hat die in Nebenangeboten enthaltenen Leistungen eindeutig und erschöpfend zu be-
schreiben; die Gliederung des Leistungsverzeichnisses ist, soweit möglich, beizubehalten. 

Nebenangebote müssen alle Leistungen umfassen, die zu einer einwandfreien Ausführung der Leis-
tung erforderlich sind.  

Soweit der Bieter eine Leistung anbietet, deren Ausführung nicht in den Vergabeunterlagen geregelt 
ist, hat er im Angebot entsprechende Angaben über Ausführung und Beschaffenheit dieser Leistung 
zu machen. 

5.3 Nebenangebote sind, soweit sie Teilleistungen (Positionen) des Leistungsverzeichnisses beeinflussen 
(ändern, ersetzen, entfallen lassen, zusätzlich erfordern), nach Mengenansätzen und Einzelpreisen 
aufzugliedern (auch bei Vergütung durch Pauschalsumme). 

5.4 Nebenangebote, die den Nummern 5.1 bis 5.3 nicht entsprechen, werden von der Wertung ausge-
schlossen. 

6 Bietergemeinschaften  

6.1 Bietergemeinschaften haben mit ihrem Angebot eine Erklärung aller Mitglieder in Textform abzuge-
ben, 

- in der die Bildung einer Arbeitsgemeinschaft im Auftragsfall erklärt ist, 

- in der alle Mitglieder aufgeführt sind und der für die Durchführung des Vertrages bevollmächtigte 

  Vertreter bezeichnet ist, 

- dass der bevollmächtigte Vertreter die Mitglieder gegenüber dem Auftraggeber rechtsverbindlich 

  vertritt, 

- dass alle Mitglieder als Gesamtschuldner haften. 

Auf Verlangen der Vergabestelle ist eine von allen Mitgliedern unterzeichnete bzw. fortgeschritten  
oder qualifiziert signierte Erklärung abzugeben. 

6.2 Sofern nicht im offenen Verfahren ausgeschrieben wird, werden Angebote von Bietergemeinschaf-
ten, die sich erst nach der Aufforderung zur Angebotsabgabe aus aufgeforderten Unternehmen ge-
bildet haben, nicht zugelassen. 

7 Kapazitäten anderer Unternehmen (Unteraufträge, Eignungsleihe) 

Beabsichtigt der Bieter, Teile der Leistung von anderen Unternehmen ausführen zu lassen oder sich 
bei der Erfüllung eines Auftrages im Hinblick auf die erforderliche wirtschaftliche, finanzielle, techni-
sche oder berufliche Leistungsfähigkeit anderer Unternehmen zu bedienen, so muss er die hierfür 
vorgesehenen Leistungen/Kapazitäten in seinem Angebot benennen. Der Bieter hat auf gesondertes 
Verlangen der Vergabestelle zu einem von ihr bestimmten Zeitpunkt nachzuweisen, dass ihm die er-
forderlichen Kapazitäten der anderen Unternehmen zur Verfügung stehen und diese Unternehmen 
geeignet sind. Er hat den Namen, den gesetzlichen Vertreter sowie die Kontaktdaten dieser Unter-
nehmen anzugeben und entsprechende Verpflichtungserklärungen dieser Unternehmen vorzulegen. 

Nimmt der Bieter in Hinblick auf die Kriterien für die wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit 
im Rahmen einer Eignungsleihe die Kapazitäten anderer Unternehmen in Anspruch, müssen diese 
gemeinsam für die Auftragsausführung haften; die Haftungserklärung ist gleichzeitig mit der Verpflich-
tungserklärung abzugeben. 
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Der Bieter hat andere Unternehmen, bei denen Ausschlussgründe vorliegen oder die das entspre-
chende Eignungskriterium nicht erfüllen, innerhalb einer von der Vergabestelle gesetzten Frist zu er-
setzen. 

8 Eignung 

Unternehmen haben als Nachweis der Eignung für die zu vergebende Leistung mit dem Angebot  
- entweder die in der Auftragsbekanntmachung oder der Aufforderung zur Interessensbestäti-

gung angegebenen Unterlagen (Eigenerklärungen, Angaben, Bescheinigungen und sonstige 
Nachweise) 

- oder eine Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE) als vorläufigen Nachweis 
vorzulegen.  
Bei Einsatz von anderen Unternehmen gemäß Nummer 7 sind auf gesondertes Verlangen die Un-
terlagen/die EEE auch für diese abzugeben.  
Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind Eigenerklärungen (auch die der benannten anderen 
Unternehmen) auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der genannten Bescheinigungen zuständi-
ger Stellen zu bestätigen. Bescheinigungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, ist eine 
Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen. 
Die Verpflichtung zur Vorlage von Eigenerklärungen und Bescheinigungen entfällt, soweit die Eig-
nung (Bieter und benannte andere Unternehmen) bereits im Teilnahmewettbewerb nachgewiesen 
ist. 

9 Angebotsfrist 

Die Angebotsfrist läuft mit dem in der Aufforderung zur Abgabe eines Angebots genannten Termin 
ab. 
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Zusätzliche Allgemeine Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen 
Die Paragraphen beziehen sich auf die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOL/B). 

 
1 Preise 
 
1.1 Der Einheitspreis ist der vertragliche Preis, auch wenn im Angebot der Gesamtbetrag einer Ordnungs-

zahl (Position) nicht dem Ergebnis der Multiplikation von Mengenansatz und Einheitspreis entspricht. 
 
1.2 Die vereinbarten Preise beinhalten auch die Kosten für Verpackung, Aufladen, Beförderung bis zur 

Anlieferungs- oder Annahmestelle und Abladen, wenn in der Leistungsbeschreibung nichts anderes 
angegeben ist. 

 
1.3 Etwaige Patentgebühren und Lizenzvergütungen sind durch den Preis für die Leistung abgegolten. 
 
2 Änderungen der Leistung (§ 2) 
 
 Beansprucht der Auftragnehmer aufgrund von § 2 Nr. 3 VOL/B eine erhöhte Vergütung, muss er dies 

dem Auftraggeber unverzüglich vor Ausführung der Leistung in Textform anzeigen. 
 
3 Ausführungsunterlagen (§ 3) 
 
3.1 Der Ausführung dürfen nur Unterlagen zugrunde gelegt werden, die vom Auftraggeber als Ausfüh-

rungsunterlagen gekennzeichnet sind. 
 
3.2 Der Auftraggeber darf die vom Auftragnehmer beschafften Unterlagen für die Durchführung der Leis-

tung und für ihre Erhaltung vervielfältigen und verwenden, für andere Zwecke nur mit Zustimmung des 
Auftragnehmers. 

 
4 Ausführung der Leistungen (§ 4) 
 
4.1 Betriebs-, Bedienungs-, Gebrauchsanweisungen und dergleichen sind auch ohne besondere Vereinba-

rung der zu erbringenden Leistung beizufügen. 
 
4.2 Der Auftragnehmer darf Veröffentlichungen über die Leistung nur mit vorheriger schriftlicher Zustim-

mung des Auftraggebers vornehmen. Als Veröffentlichung in diesem Sinne gelten auch die Beschrei-
bung der Ausführung, die Bekanntgabe von Zeichnungen, Berechnungen oder anderen Unterlagen, 
ferner Lichtbild-, Film-, Hörfunk- und Fernsehaufnahmen. 

 
5 Holzprodukte (§ 4) 
 
5.1 Holzprodukte als Bestandteil der Bauleistung müssen nach FSC/PEFC oder gleichwertig zertifiziert sein 

oder die für das jeweilige Herkunftsland geltenden Kriterien des FSC oder PEFC einzeln erfüllen.  
 
5.2 Der Nachweis der Anforderungen aus Nr. 5.1 ist vom Auftragnehmer bei Anlieferung auf der Baustelle 

durch Vorlage eines Zertifikates von FSC oder PEFC oder eines Gleichwertigkeitsnachweises oder 
durch Einzelnachweis zu erbringen.  

 
5.3 Der Nachweis der Gleichwertigkeit – d. h. Übereinstimmung des Zertifikates mit dem für das jeweilige 

Herkunftsland geltenden Standards von FSC oder PEFC – bzw. der Nachweis, dass die im jeweiligen 
Herkunftsland geltenden Kriterien des FSC oder PEFC einzeln erfüllt werden, ist durch eine Prüfung 
vom Johann Heinrich von Thünen-Institut in Hamburg oder dem Bundesamt für Naturschutz (BfN) in 
Bonn zu erbringen. 

 
6 Unterauftragnehmer (andere Unternehmer) (§ 4 Nr. 4) 
 
6.1 Der Auftragnehmer darf Leistungen nur an Unterauftragnehmer übertragen, die fachkundig, leistungs-

fähig und zuverlässig sind; dazu gehört auch, dass sie ihren gesetzlichen Verpflichtungen zur Zahlung 
von Steuern und Sozialabgaben nachgekommen sind und die gewerberechtlichen Voraussetzungen er-
füllen. 

 Er hat die Unterauftragnehmer bei Anforderung eines Angebotes davon in Kenntnis zu setzen, dass es 
sich um einen öffentlichen Auftrag handelt. 
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6.2 Der Auftragnehmer hat vor der beabsichtigten Übertragung Art und Umfang der Leistungen sowie Na-
me und Anschrift des hierfür vorgesehenen Unterauftragnehmers in Textform bekannt zu geben.  

 
6.3 Sollen Leistungen, die Unterauftragnehmern übertragen sind, weiter vergeben werden, ist dies dem 

Auftraggeber vor der beabsichtigten Übertragung in Textform bekannt zu geben; die Nummern 6.1 und 
6.2 gelten entsprechend. 

 

7 Sprache 

 
 Alle Unterlagen und Äußerungen des Auftragnehmers müssen in deutscher Sprache abgefasst sein. 

Fremdsprachliche schriftliche Äußerungen Dritter (z. B. Bescheinigungen, sonstige Unterlagen von Be-
hörden und Privaten) sind mit deutscher Übersetzung einzureichen. Die Übersetzung behördlicher Be-
scheinigungen muss vom Konsulat beglaubigt sein. 

 
8 Wettbewerbsbeschränkungen (§ 8 Nr. 2), Antikorruptionsklausel 
 
8.1 Unbeschadet sonstiger Kündigungs- und Rücktrittsrechte ist der Auftraggeber gem. § 314 BGB berech-

tigt, den Vertrag fristlos zu kündigen oder von ihm zurückzutreten, wenn der Auftragnehmer oder seine 
Mitarbeiter 

 a) aus Anlass der Vergabe nachweislich eine Abrede getroffen hat, die eine unzulässige Wettbe-
werbsbeschränkung darstellt. 

 b) dem Auftraggeber oder dessen Mitarbeitern oder von diesem beauftragten Dritten, die mit der Vor-
bereitung, dem Abschluss oder der Durchführung des Vertrags betraut sind, oder ihnen na-
hestehenden Personen, Geschenke, andere Zuwendungen oder sonstige Vorteile unmittelbar oder 
mittelbar in Aussicht stellt, anbietet, verspricht oder gewährt. 

 c) gegenüber dem Auftraggeber, dessen Mitarbeitern oder beauftragten Dritten strafbare Handlun-
gen begeht oder dazu Beihilfe leistet, die unter § 298 StGB (Wettbewerbsbeschränkende Ab-
sprachen bei Ausschreibungen), § 299 StGB (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen 
Verkehr), § 333 StGB (Vorteilsgewährung), § 334 StGB (Bestechung), § 17 UWG (Verrat von Ge-
schäfts- und Betriebsgeheimnissen) oder § 18 UWG (Verwertung von Vorlagen) fallen. 

 
8.2 Wenn der Auftragnehmer nachweislich Handlungen gem. Nummer 8.1 a vorgenommen hat, ist er dem 

Auftraggeber zu einem pauschalen Schadensersatz in Höhe von 15 v.H. der Abrechnungssumme ver-
pflichtet, es sei denn ein Schaden in anderer Höhe wird nachgewiesen. Dies gilt auch, wenn der Ver-
trag gekündigt oder bereits erfüllt ist. 

 
8.3 Bei nachgewiesenen Handlungen gem. Nummer 8.1 b oder 8.1 c ist der Auftragnehmer zur Zahlung 

einer Vertragsstrafe in Höhe 5 v.H. der Abrechnungssumme verpflichtet.  
 
8.4 Die Ziffern 8.1b und 8.3 finden keine Anwendung, soweit es sich um sozial adäquates Verhalten im 

Sinne von Nummer IV des „Rundschreibens des BMI zum Verbot der Annahme von Belohnungen oder 
Geschenken in der Bundesverwaltung vom 8. November 2004“1 handelt.  

 
8.5 Sonstige vertragliche oder gesetzliche Ansprüche des Auftraggebers bleiben unberührt. 
 
9 Abrechnung (§ 15) 
 
9.1 Rechnungen sind ihrem Zweck nach als Abschlags-, Teilschluss- oder Schlussrechnung zu bezeich-

nen; die Abschlags- und Teilschlussrechnungen sind fortlaufend zu nummerieren. 
 
9.2 In den Rechnungen sind Umfang und Wert aller bisherigen Leistungen nach den Ordnungszahlen (Po-

sitionen) des Leistungsverzeichnisses aufzuführen und mit Nettopreisen anzuzeigen. Der Umsatzsteu-
erbetrag ist mit dem Steuersatz hinzuzusetzen, der zum Zeitpunkt des Entstehens der Steuer, bei 
Schlussrechnungen zum Zeitpunkt des Bewirkens der Leistung, gilt. Beim Überschreiten von Vertrags-
fristen, die der Auftragnehmer zu vertreten hat, gilt der bei Fristablauf maßgebende Steuersatz. 

 

9.3 In jeder Rechnung sind Umfang und Wert aller bisherigen Leistungen und die bereits erhaltenen Zah-
lungen mit gesondertem Ausweis der darin enthaltenen Umsatzsteuerbeträge anzugeben. 

                                                      
1 http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_08112004_DI32101701.htm 

http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_08112004_DI32101701.htm
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 Kaufvertrag über Hardware sowie hardwarenahe Soft-

ware inklusive 4-jährigem 24/7 Support für sämtliche 

Hard- und Softwarekomponenten 

 

 

zwischen  

  

 Stadt Schweinfurt  

 Markt 1  

 97421 Schweinfurt  

  

 Vertragsnummer/Kennung Auftraggeber: LV 30 / 2016 

 

 — im Folgenden „Auftraggeber“ genannt — 

 

und  

  

 ________________________________       

 _____________________________________  

 _____________________________________  

  

 Vertragsnummer/Kennung Auftragnehmer:  

 

 — im Folgenden „Auftragnehmer“ genannt — 

wird folgender Vertrag geschlossen: 

 

1 Gegenstand, Vergütung und Bestandteile des Vertrages 

1.1 Vertragsgegenstand 

Gegenstand des EVB-IT Kaufvertrages ist der Kauf von Hardware sowie hardwarenaher Software  ggf. mit vorin-

stallierter* Betriebssystemsoftware inklusive 4-jährigem 24/7 Hersteller-Support für sämtliche Hard- und Soft-

warekomponenten  und, soweit vereinbart, Instandhaltung der Hardware nach der Lieferung. 

Entgegen Ziffer 1.4 der Ergänzenden Vertragsbedingungen für die Instandhaltung von Hardware - EVB-IT In-

standhaltungs-AGB ist in Absprache mit der Auftraggeberin die „Kommunikationsfunktion zu Dritten“ die Call-

Home Funktion zu den Herstellern zur frühzeitigen Störungserkennung zulässig. 

Dieses Dokument darf nicht verändert werden. Die Inhalte aller türkis gekennzeichneten Felder sind im  

Tabellenblatt „Angaben EVB-IT-Kauf“ im Dokument „Bieterinformation-Wertungskriterien.xlsx“ auszufüllen.  
 

      

1.2 Vertragsbestandteile 

Es gelten als Vertragsbestandteile: 

1.2.1 dieser Vertragstext bestehend aus den Seiten 1 bis 10 und den folgenden Anlagen: 

Anlagen  

 

Anlage 
Nr. 

Bezeichnung Datum/ 
Version 

Anzahl Seiten 
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1 2 3 4 

1 Vergabeunterlagen der Auftraggeberin   

2 Angebot des Auftragnehmers   

    

 Es gelten die Anlagen in folgender Rangfolge 1,2. 

1.2.2 die Ergänzenden Vertragsbedingungen für den Kauf von Hardware (EVB-IT Kauf-AGB)  

sowie, soweit 

 Instandhaltung vereinbart ist, die Ergänzenden Vertragsbedingungen für die Instandhaltung 

von Hardware (EVB-IT Instandhaltungs-AGB), 

 hardwarenahe Software und/oder die Hardware mit vorinstallierter* Betriebssystemsoftware ge-

kauft wird, gelten für diese Software die Ergänzenden Vertragsbedingungen für die Überlas-

sung von Standardsoftware gegen Einmalvergütung Typ A (EVB-IT Überlassung-AGB (Typ A)), 

jeweils einschließlich der dort einbezogenen Muster und in der bei Versand der Vergabeunterlagen gel-

tenden Fassung,  

1.2.3 sowie nachrangig die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOL/B) in 

der bei Versand der Vergabeunterlagen geltenden Fassung. 

Die EVB-IT Kauf-AGB, EVB-IT Instandhaltungs-AGB und EVB-IT Überlassung-AGB (Typ A) stehen unter 

http://www.cio.bund.de und die VOL/B unter http://www.bmwi.de zur Einsichtnahme bereit und sind in aktueller Fassung 

den Vergabeunterlagen beigefügt. 

Soweit Allgemeine Geschäftsbedingungen im Sinne von § 305 BGB in den hier referenzierten Dokumenten des Auftrag-

nehmers bzw. den sonstigen vom Auftragnehmer beigefügten Anlagen zu diesem Vertrag Regelungen in den EVB-IT 

Kauf-AGB, in den EVB-IT Instandhaltungs-AGB oder in den EVB-IT Überlassung-AGB (Typ A) widersprechen, sind sie 

ausgeschlossen, soweit nicht eine anderweitige Vereinbarung in den EVB-IT AGB zugelassen ist. 

Eine Einbeziehung von Lizenzbedingungen für hardwarenahe und/oder  vorinstallierte* Betriebssystemsoftware erfolgt 

ausschließlich nach Maßgabe der Nummer 3, d.h. sie gelten ausschließlich hinsichtlich der Nutzungsrechtsregelungen 

und insbesondere in der dort vereinbarten Rangfolge der Regelungen, unabhängig davon, ob und in welcher Rangfolge 

diese als Anlage in der Tabelle aus Nr. 1.2.1 aufgelistet werden. 

Weitere Geschäftsbedingungen sind ausgeschlossen, soweit in diesem Vertrag nichts anderes vereinbart ist.  

Für alle in diesem Vertrag genannten Beträge gilt einheitlich der Euro als Währung. Die vereinbarten Vergütungen ver-

stehen sich zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer, soweit Umsatzsteuerpflicht besteht. 

 

2 Übersicht über die vereinbarten Leistungen 

 Kauf von Hardware  

 inklusive hardwarenaher Software  vorinstallierter* Betriebssystemsoftware 

 und Aufstellung* 

 Instandhaltungsleistungen 

 sonstige Leistungen: 4-jähriger Herstellersupport für alle Hard- und Softwarekomponenten 

 

Entgegen Ziffer 2.3 der Ergänzenden Vertragsbedingungen für den Kauf von Hardware –EVB-IT Kauf AGB- ist die Do-

kumentation der Hardware wahlweise in Deutsch oder Englisch und in ausgedruckter oder ausdruckbarer Form zu lie-

fern. 

Entgegen Ziffer 2.2 der Ergänzenden Vertragsbedingungen für die Überlassung von Standardsoftware gegen Einmal-

vergütung – EVB-IT Überlassung-AGB (Typ A) ist die Dokumentation der Software wahlweise in Deutsch oder Englisch 

und in ausgedruckter oder ausdruckbarer Form zu liefern. 

 

http://www.cio.bund.de/
http://www.bmwi.de/
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3 Kauf von Hardware 

Der Auftragnehmer verkauft dem Auftraggeber folgende Hardware, ggf. einschließlich hardwarenaher Software vorinstal-

lierter* Betriebssystemsoftware 

 

Lfd. Nr. Produktbezeichnung 
und -beschreibung, 

Produkt-Nr.  

ggf. einschließlich Bezeichnung von 
vorinstallierter* Betriebssystemsoftware 

Menge EXP1 Liefertermin Ge
wF3 

Kaufpreis  Aufstellung* der Hardware 

Einzelpreis Gesamtpreis 

ja
 /
 n

e
in

2
 

Einzelpreis Gesamt-
preis 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 

1 Siehe Tabellenblatt „Preisblatt“ 

im Dokument „Bieterinformation-

Wertungskriterien.xlsx“ 

  spätes-

tens 4 

Wochen 

nach 

Beauf-

tragung 

   j   

           

           

Zwischensummen Vergütung     

Gesamtvergütung für den Kauf Siehe Tabellenblatt „Preisblatt“ im 

Dokument „Bieterinformation-

Wertungskriterien.xlsx“ 

1
 US = unterliegt US-amerikanischen Exportkontrollvorschriften 

EU = unterliegt EU-Exportkontrollvorschriften 

DT = unterliegt deutschen Exportkontrollvorschriften 

S = unterliegt       Exportkontrollvorschriften 
2
 Gewährleistungsfrist in Monaten, falls abweichend von Ziffer 7.21 EVB-IT Kauf-AGB bzw. Ziffer 7.12 EVB-IT 

Überlassung-AGB (Typ A) 
3
 „j“ in Spalte 9 = Aufstellung vereinbart, „n“ = keine Aufstellung vereinbart 

 

Es gelten bezüglich der Nutzungsrechte an der jeweiligen hardwarenahen Software vorinstallierten* Betriebssystemsoft-

ware gemäß Nummer 3 lfd. Nr. 1 in der folgenden Rangfolge:  

 Rechteregelungen des Auftraggebers gemäß Anlage Nr.      ,  

 Ziffer 3.1 EVB-IT Überlassung-AGB (Typ A),  

 die Nutzungsrechtsregelungen aus den jeweiligen Lizenzbedingungen in Anlage Nr.      . Die jeweiligen Nut-

zungsrechtsregelungen gelten aber nur, soweit sie den sonstigen vertraglichen Regelungen weder entgegen-

stehen noch diese beschränken.   

4 Lieferung  

Die Lieferung umfasst gemäß Ziffer 1.2 der EVB-IT Kauf-AGB soweit vereinbart auch die hardwarenahe Software,  Vo-

rinstallation* von Betriebssystemsoftware gemäß Nummer 3, Spalte 2 und/oder die Aufstellung* der Hardware. 

 Die Lieferung aus Nummer 3, lfd. Nr. 1 erfolgt an folgende Lieferadresse(n): Stadtwerke Schweinfurt GmbH,  

  Bodelschwinghstraße 1, 97421 Schweinfurt  zu den nachstehenden Zeiten: Mo – Do. 9:00 – 16:00 Uhr 

 Weitere Vereinbarungen zu Anlieferung und Aufstellung* gemäß Anlage Nr.  Leistungsbeschreibung Hard- 

/Software zur Erneuerung des Rechenzentrums der Stadt Schweinfurt. 

 Weitere Vereinbarungen zur Vorinstallation* der Betriebssystemsoftware gemäß Anlage Nr.       
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 Die hardwarenahe Standardsoftware* wird wie folgt geliefert: 

______________________________________________.  

 

 

5 Instandhaltung 

5.1 Art und Umfang der Instandhaltungsleistungen 

Ergänzend zu Ziffer 2.2 der EVB-IT Instandhaltung AGB erfolgen die vorbeugenden Maßnahmen zur Auf-

rechterhaltung der Betriebsbereitschaft nur in Absprache mit der Auftraggeberin 

5.1.1 Wiederherstellung der Betriebsbereitschaft (Störungsbeseitigung) 

5.1.1.1 Leistungsumfang 

 Der Auftragnehmer verpflichtet sich, Störungen* der Hardware aus Nummer 3 gemäß Ziffer 2.1 EVB-IT In-

standhaltungs-AGB zu beseitigen. 

 Ausgenommen hiervon ist die Hardware aus Nummer 3 lfd. Nr.      . 

 Weitere Vereinbarungen gemäß Anlage Nr. Leistungsbeschreibung Hard- /Software zur Erneuerung des Re-

chenzentrums der Stadt Schweinfurt. 

5.1.1.2 Störungsmeldung 

 Die Störungsmeldung erfolgt abweichend von Ziffer 12.2 EVB-IT Instandhaltungs-AGB gemäß Anlage Nr. 

     . 

 Die Störungsmeldung erfolgt an (z.B. Postanschrift, Telefon, Fax, E-Mail oder Anlage Nr.):       

5.1.1.3 Reaktions- und Wiederherstellungszeiten* 

 Es werden für die Hardware gemäß Nummer 3 lfd. Nr. 1 folgende Reaktions- und Wiederherstellungszeiten* 

vereinbart: 

Störungsklasse Reaktionszeit* in Stunden Wiederherstellungszeit* in Stunden 

1 2 3 

Betriebsverhindernde Störung* 4 (vor Ort)  

Betriebsbehindernde Störung* 4 (remote oder vor Ort)  

Leichte Störung* Next Business Day (remo-

te oder vor Ort) 
 

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten* beginnen mit dem Zugang der entsprechenden Störungsmeldung innerhalb 

der in Nummer 6 des Vertrages oder Ziffer 5.1 EVB-IT Instandhaltungs-AGB für die Störungsbeseitigung vereinbarten 

Servicezeiten* und laufen ausschließlich während dieser Zeiten. Geht eine Störungsmeldung außerhalb der vereinbarten 

Servicezeiten* ein, beginnt die Reaktionszeit* mit Beginn der nächsten Servicezeit*.Der Störungsmeldung gleichgestellt 

ist der Zeitpunkt, an dem der Auftragnehmer Kenntnis von der Störung* erlangt hat oder hätte gemäß Nummer 5.1.1.2 

erlangen können. 

 

 Abweichend von Ziffer 11.2 EVB-IT Instandhaltungs-AGB wird bei Überschreitung von Reaktions- und/oder 

Wiederherstellungszeiten keine Vertragsstrafe geschuldet. 

5.1.2 Sonstige Instandhaltungsleistungen 

 Der Auftragnehmer erbringt die in Anlage Nr.       konkret beschriebenen sonstigen Instandhaltungsleistun-

gen. 

5.2 Beginn / Dauer  

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, beginnend mit 



 
 

 

 

EVB-IT Kaufvertrag (Langfassung mit Instandhaltung) Seite 6 von 10 
Vertragsnummer/Kennung Auftraggeber  LV 30 / 2016 

Vertragsnummer/Kennung Auftragnehmer ______________________ 

 

 Seite 6 von 10 

Die mit * gekennzeichneten Begriffe sind am Ende der jeweils einbezogenen EVB-IT-AGB definiert. 

Version 2.0 vom 17.03.2016
 

 folgendem Datum:       

 dem Tag nach der Lieferung  

 zu dem/n in Anlage Nr.       vereinbarten Zeitpunkt(en) 

jeweils 

 unbefristet, 

 mindestens jedoch für die Dauer von       Monaten (Mindestvertragsdauer) 

 für die Dauer von 48 Monaten 

 für den/die in Anlage Nr.       vereinbarten Zeitraum/Zeiträume 

die vereinbarten Instandhaltungsleistungen zu erbringen. 

5.3 Kündigung von Instandhaltungsleistungen  

 Abweichend von Ziffer 17.1 EVB-IT Instandhaltungs-AGB beträgt die Kündigungsfrist       Monat(e) zum 

Ablauf eines       (z.B. Kalendermonat/Kalendervierteljahr/Kalenderjahr).  

 Abweichend von Ziffer 17.1 EVB-IT Instandhaltungs-AGB ist der Auftraggeber nicht zur Teilkündigung berech-

tigt. 

 Abweichend von Ziffer 17.2  EVB-IT Instandhaltungs-AGB ergeben sich die Ansprüche des Auftragnehmers bei 

einer Kündigung gemäß Ziffer 17.2 EVB-IT Instandhaltungs-AGB (dauerhafte Außerbetriebnahme von Hard-

ware) aus Anlage Nr.      .  

 Abweichend von Ziffer 17.2 EVB-IT Instandhaltungs-AGB wird bei vereinbarter fester Laufzeit ein Sonderkündi-

gungsrecht der Auftraggeberin ohne Angabe eines Kündigungsgrundes zum Ende des Kalenderjahres gem. An-

lage Nr.       mit 3 monatiger  Kündigungsfrist vereinbart 

5.4 Vergütung  

 Der Pauschalfestpreis* für die Instandhaltungsleistungen (Instandhaltungspauschale) beträgt monatlich: Siehe 

Tabellenblatt „Preisblatt“ im Dokument „Bieterinformation-Wertungskriterien.xlsx“ Euro. 

 Für den Zeitraum bis zum Ablauf der Verjährungsfrist der Sachmängelansprüche für die Hardware wird 

eine abweichende monatliche Instandhaltungspauschale in Höhe von       Euro vereinbart. 

 Der Pauschalfestpreis* für die Instandhaltungsleistungen (Instandhaltungspauschale) bei fester Laufzeit beträgt 

einmalig       Euro.  

 Ausgenommen von der jeweiligen Instandhaltungspauschale sind einzelne Leistungen, die gesondert zu den in 

Anlage Nr.       genannten Vergütungssätzen vergütet werden.  

 Abweichend von den EVB-IT Instandhaltungs-AGB wird vereinbart, dass der Pauschalfestpreis* für die Instand-

haltungsleistungen (Instandhaltungspauschale) nicht die in Anlage       genannten Kosten für die dort ausge-

wiesenen Ersatzgegenstände* enthält. 

 Die Instandhaltung (bei fester Laufzeit) ist mit der Gesamtvergütung für den Kauf abgegolten. 

 Die Vergütung erfolgt gemäß Anlage Nr.      . 

5.5 Preisanpassung 

 Es wird eine Preisanpassung vereinbart für die Instandhaltungspauschale 

 gemäß Ziffer 10.6 EVB-IT Instandhaltungs-AGB. 

 gemäß Anlage Nr.      . 

5.6 Dokumentation 

 Abweichend von Ziffer 7 EVB-IT Instandhaltungs-AGB dokumentiert der Auftragnehmer die durchgeführten 

Instandhaltungsleistungen nicht in deutscher sondern in       Sprache. 
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6 Servicezeiten 

 für Störungsbeseiti-

gung im Rahmen der 

Instandhaltung ge-

mäß Nummer 5.1.1 

für sonstige Instand-

haltungsleistungen 

gemäß Nummer 5.1.2 

für Hotline, wenn 

gemäß Nummer 13 

vereinbart  

von bis von bis von bis 

1 2 3 4 5 6 7 

an Arbeitstagen Mo-Do 
00:00 24:00   00:00 24:00 

an Arbeitstagen Freitag 
00:00 24:00   00:00 24:00 

an Samstagen 
00:00 24:00   00:00 24:00 

an Sonntagen 
00:00 24:00   00:00 24:00 

an Feiertagen am Erfül-
lungsort 

00:00 24:00   00:00 24:00 

7 Fälligkeit und Zahlung 

7.1 Fälligkeit und Zahlung der Vergütung für den Kauf der Hardware und hardwarenahen Software 

 Die Vergütung für den Kauf ist abweichend von Ziffer 4.1 EVB-IT Kauf-AGB fällig       Tage nach      . 

 und ist abweichend von Ziffer 4.2 EVB-IT Kauf-AGB nicht 30 Tage sondern       Tage nach Fälligkeit und 

Zugang einer prüffähigen Rechnung zu zahlen. 

7.2 Fälligkeit und Zahlung der Instandhaltungspauschale 

Die Instandhaltungspauschale ist abweichend von Ziffer 10.3 EVB-IT Instandhaltungs-AGB nicht monatlich nachträglich 

bis zum 15. eines jeden Monats fällig, sondern 

 quartalsweise bis zum 15. des zweiten Monats des laufenden Quartals. 

 jährlich bis zum       des laufenden Jahres. 

 einmalig zum      . 

 gemäß Anlage Nr.      . 

 

 Die Instandhaltungspauschale ist abweichend von Ziffer 10.5 EVB-IT Instandhaltungs-AGB nicht 30 Tage son-

dern       Tage nach Fälligkeit und Zugang einer prüffähigen Rechnung zu zahlen. 

8 Rechnungsadresse 

Rechnungen sind an folgende Anschrift zu richten: Stadt Schweinfurt –IuK-, Markt 1, 97421 Schweinfurt 

9 Ansprechpartner  

Ansprechpartner des Auftraggebers (Name, Adresse, Abteilung, Telefon, Fax, E-Mail): Brigitte Müller, Brückenstr. 39, 

97421 Schweinfurt, IuK, 09721-512641, B.Mueller@schweinfurt.de 

Ansprechpartner des Auftragnehmers (Name, Adresse, Abteilung, Telefon, Fax, E-Mail): Siehe Tabellenblatt „Angaben 

EVB-IT Kauf“ im Dokument „Bieterinformation-Wertungskriterien.xlsx“ 

10 Nutzungssperre*/besondere technische Merkmale 

 Für  Hardware gilt : Die Leistungen des Auftragnehmers weisen keine Nutzungssperren* auf. 

 Für die hardwarenahe Software gilt: Die Leistungen des Auftragnehmers weisen keine über die Lizenzbestim-

mungen des Softwarehersteller hinausgehenden Kopier- oder Nutzungssperren* auf 

 

 Die Leistungen des Auftragnehmers weisen folgende Nutzungssperren* auf:      . Näheres siehe Anlage Nr. 

     . 
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 Die Leistungen des Auftragnehmers weisen folgende technische Merkmale nicht auf:      . Näheres siehe 

Anlage Nr.      . 

11 Mängelhaftung (Gewährleistung) 

 Abweichend von Ziffer 7.4 EVB-IT Kauf-AGB  hat der Auftraggeber die Wahl der Art der Nacherfüllung (Beseiti-

gung oder Neulieferung) für die Hardware aus Nummer 3 lfd. Nr.      . 

 Die Mängelmeldung im Rahmen der Mängelhaftung erfolgt abweichend von Ziffer 7.32 EVB-IT Kauf-AGB ge-

mäß Anlage Nr.      . 

 Die Mängelmeldung im Rahmen der Mängelhaftung erfolgt an (z.B. Postanschrift, Telefon, Fax, E-Mail oder 

Anlage Nr.):       

Nationale Telefonnummer:  _______________________________________________________________ 

Email-Adresse:       ______________________________________________________________________ 

 Im Rahmen der Mängelhaftung werden die Reaktions-/Wiederherstellungszeiten* gemäß Anlage Nr.        

vereinbart. 

 Für Mängelmeldungen und Reaktions-/ und Wiederherstellungszeiten* im Rahmen der Mängelhaftung gelten 

die Regelungen, die in Nummer 5 für die Instandhaltungsleistungen vereinbart sind.  

12 Garantien 

12.1 Auftragnehmergarantien 

 Der Auftragnehmer übernimmt zusätzlich zu der vereinbarten Mängelhaftung (Gewährleistung)  

 die in Anlage Nr.       aufgeführten Haltbarkeitsgarantien (Konkretisierung und/oder Begrenzung 

z.B. des Inhalts oder der Rechtsfolgen dieser Haltbarkeitsgarantie). 

 die in Anlage Nr.       aufgeführten Garantien (Konkretisierung und/oder Begrenzung z.B. des In-

halts oder der Rechtsfolgen dieser Garantie). 

 Für die Haftung bei der Verletzung von Garantieversprechen gelten die jeweils einschlägigen Haf-

tungsbeschränkungen aus Ziffer 9 EVB-IT Kauf-AGB, Ziffer 16 EVB-IT Instandhaltungs-AGB bzw. Zif-

fer 9 EVB-IT Überlassung-AGB (Typ A) in den dort genannten Fällen. 

12.2 Herstellergarantien 

 Der Auftragnehmer erklärt, dass der Hersteller der Hardware sowie der hardwarenahen Software gemäß Num-

mer 3 lfd. Nr. 1 eine Garantie gemäß Anlage Nr. Leistungsbeschreibung Hard- /Software zur Erneuerung des 

Rechenzentrums der Stadt Schweinfurt übernimmt. 

13 Hotline 

 Der Auftragnehmer gewährt eine telefonische Unterstützung (Hotline)  

  in deutscher Sprache, 

  zu den in Anlage Nr.       festgelegten Zeiten in englischer Sprache, 

 zu den Servicezeiten gemäß Nummer 6, 

 zu den Zeiten gemäß Anlage Nr.      , 

 

während 

 der Dauer der Instandhaltung gemäß Nummer 5  

 gemäß Ziffer 2.4 EVB-IT Instandhaltungs-AGB. 

 gemäß Anlage Nr.      . 

 der Verjährungsfrist für Mängelansprüche (Gewährleistungsfrist) gemäß Anlage Nr.      . 

 folgenden Zeitraums: von       bis       gemäß Anlage Nr.      . 
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14 Teleservice* 

Soweit der Auftragnehmer zur Leistung durch Teleservice* berechtigt ist, legt die Auftraggeberin in Absprache mit dem 

Auftragnehmer das einzusetzende Produkt fest. wird er diesen ausschließlich aufgrund der Teleservicevereinbarung 

gemäß Anlage Nr.       erbringen und darf dabei ausschließlich folgendes automatisiertes Verfahren einsetzen:       

(Produktbezeichnung). Dieses Verfahren muss neben den Anforderungen aus Ziffer 1.4 EVB-IT Instandhaltungs-AGB 

auch den Anforderungen aus der Anlage Nr.       genügen.  

15 Abweichende Haftungsregelungen / Haftung für entgangenen Gewinn 

 Abweichend von Ziffer 9 EVB-IT Kauf-AGB und/oder ggf. Ziffer 16 Instandhaltungs-AGB und ggf. Ziffer 9 EVB-

IT Überlassung-AGB (Typ A) gelten für die Haftungsbeschränkung die Regelungen gemäß Anlage Nr.      . 

 Abweichend von Ziffer 9.4 EVB-IT Kauf-AGB, ggf. Ziffer 16.4 EVB-IT Instandhaltungs-AGB und ggf. Ziffer 9.3 

EVB-IT Überlassung-AGB (Typ A) haftet der Auftragnehmer auch für entgangenen Gewinn. 

16 Abweichende Vertragsstrafenregelungen 

 Ergänzend zu bzw. abweichend von Ziffer 5.3 EVB-IT Kauf-AGB wird die Vertragsstrafenregelung gemäß Anla-

ge Nr.       vereinbart. 

 Für jeden Verstoß gegen Ziffer 2.4 der EVB-IT Kauf-AGB wird eine Vertragsstrafe in Höhe von       Euro 

vereinbart. Dies gilt nicht, wenn der Auftragnehmer den Verstoß nicht zu vertreten hat.  

 

17 Datenschutz, Geheimhaltung und Sicherheit 

 Ergänzend zu bzw. abweichend von Ziffer 10 EVB-IT Kauf-AGB und ggf. Ziffer 20 EVB-IT Instandhaltungs-AGB 

ergeben sich Regelungen zur Geheimhaltung bzw. zur Sicherheit aus Anlage Nr.      . 

 Die Parteien treffen Vereinbarungen zum Datenschutz gemäß Anlage Nr.      . 

 Für die Erbringung von Leistungen vor Ort wird nur Personal des Auftragnehmers eingesetzt, welches bereit ist, 

sich aufgrund des Verpflichtungsgesetzes verpflichten zu lassen. 

18 Erfüllungsort und Lieferort 

 Erfüllungsort ist Stadtwerke Schweinfurt GmbH,  

  Bodelschwinghstraße 1, 97421 Schweinfurt  . 

 Lieferort (falls abweichend vom Erfüllungsort) ist ):  

19 Entsorgung der Hardware durch den Auftragnehmer 

 Soweit der Auftraggeber gemäß Ziffer 2.2 EVB-IT Kauf-AGB die Entsorgung wünscht, erfolgt diese gemäß 

Anlage Nr.       durch (Mehrfachauswahl möglich) 

 Beseitigung, wobei sich der Auftraggeber vorbehält, nach Ablauf der 4-jährigen Herstellergarantie end-

gültig zu entscheiden, ob er diese Option einseitig ausüben möchte. Eine entsprechende Erklärung 

wird dann seitens der Auftraggeberin gegenüber dem Auftragnehmer schriftlich abgegeben. 

 Verwertung einschl. Recycling, 

 Wiederverwendung. 

 für Hardware aus Nummer 3 lfd. Nr.       gegen gesonderte Vergütung gemäß Anlage Nr.      . 

 Die Entsorgung der Hardware aus Nummer 3 lfd. Nr.       erfolgt nicht durch den Auftragnehmer. 

20 Sonstige Vereinbarungen 

 Sonstige Vereinbarungen:       

 Die sonstigen Vereinbarungen ergeben sich aus Anlage Nr.      . 
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        ,               ,        

Ort Datum Ort Datum 

 Auftragnehmer  Auftraggeber 

 

     

 Unterschrift Auftragnehmer (Name in Druckschrift)  Unterschrift Auftraggeber (Name in Druckschrift)  
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Ergänzende Vertragsbedingungen für den 

Kauf von Hardware 

– EVB-IT Kauf-AGB – 

 

1 Gegenstand des Vertrages 

1.1 Die nachstehenden Bedingungen gelten für den Kauf von Hardware und deren Lieferung.  

1.2 Die Aufstellung* der Hardware obliegt dem Auftraggeber soweit nichts anderes vereinbart ist. Ist die 

Aufstellung* von Hardware oder die Vorinstallation* von Betriebssystemsoftware vereinbart, umfasst 

die Lieferung auch diese Leistungen. 

2 Art und Umfang der Leistung 

2.1 Der Auftragnehmer verkauft dem Auftraggeber die Hardware zu den Vereinbarungen im Vertrag und 

verschafft  dem Auftraggeber jeweils mit der Lieferung das Eigentum daran.  

2.2 Der Auftragnehmer übernimmt jeweils gemäß den gesetzlichen Vorgaben ohne gesonderte Vergütung 

die Entsorgung  bzw. das Recycling der Verpackungen und auf Wunsch des Auftraggebers, auch der 

gelieferten Hardware oder Teilen hiervon nach deren jeweiligem Nutzungsende, soweit nichts anderes 

vereinbart ist (z.B. Vergütung für die Entsorgung).Die Entsorgung bzw. das Recycling hat jeweils 

fachgerecht zu erfolgen.  Die  Entsorgung durch den Auftragnehmer hat so zu erfolgen, dass gespei-

cherte Daten weder lesbar noch rekonstruierbar sind.  Der  Auftraggeber ist berechtigt, vor der 

Abholung zur Entsorgung Teile der Hardware zu entfernen. 

2.3 Die Dokumentation der Hardware ist in Deutsch und in ausgedruckter oder ausdruckbarer Form zu lie-

fern, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

2.4 Der Auftragnehmer liefert die Hardware frei von Schaden stiftender Software*, z.B. in mitgelieferten 

Treibern oder der Firmware. Dies ist in geeigneter Form zu einem angemessenen Zeitpunkt vor der 

Lieferung zu prüfen. Der Auftragnehmer erklärt, dass die Prüfung keinen Hinweis auf Schaden stiften-

de Software* ergeben hat. Diese Regelung gilt für jede, auch die vorläufige und Vorabüberlassung, 

z.B. zu Testzwecken.  

Der Auftragnehmer gewährleistet darüber hinaus, dass die von ihm zu liefernde Hardware frei von 

Funktionen ist, die die Integrität, Vertraulichkeit und Verfügbarkeit der Hardware, anderer Hard- 

und/oder Software oder von Daten gefährden und dadurch den Vertraulichkeits- oder Sicherheitsinte-

ressen des Auftraggebers zuwiderlaufen durch 

 Funktionen zum unerwünschten Absetzen/Ausleiten von Daten, 

 Funktionen zur unerwünschten Veränderung/Manipulation von Daten oder der Ablauflogik oder 

 Funktionen zum unerwünschten Einleiten von Daten oder unerwünschte Funktionserweiterungen.  

Unerwünscht ist eine mögliche Aktivität einer Funktion, wenn die Aktivität so weder vom Auftraggeber 

in seiner Leistungsbeschreibung gefordert, noch vom Auftragnehmer unter konkreter Beschreibung 

der Aktivität und ihrer Auswirkungen angeboten, noch im Einzelfall vom Auftraggeber ausdrücklich au-

torisiert („opt-in“) wurde. 

2.5 Ist die Aufstellung* der Hardware durch den Auftragnehmer vereinbart, erfolgt diese zum Liefertermin, 

soweit nichts anderes vereinbart ist. 

2.6 Ist die Vorinstallation* von Betriebssystemsoftware vereinbart, erfolgt die Installation, soweit nichts an-

deres vereinbart ist, gemäß der jeweiligen Herstellerspezifikation. 

2.7 Der Auftragnehmer teilt dem Auftraggeber Nutzungssperren* mit, die die Nutzung der Hardware be-

einträchtigen könnten. 

2.8 Unterliegt die Hardware Exportkontrollvorschriften, weist der Auftragnehmer im Vertrag darauf hin. 

2.9 Die ordnungsgemäße Datensicherung* obliegt dem Auftraggeber.  
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3 Personal des Auftragnehmers, Subunternehmer  

3.1 Der Auftragnehmer erbringt die Leistung durch Personal, das entsprechend den vertraglichen Verein-

barungen qualifiziert ist. Soweit vereinbart, ist der Auftragnehmer verpflichtet, für die Erbringung von 

ggf. geschuldeten Leistungen vor Ort nur Personal einzusetzen, welches bereit ist, sich aufgrund des 

Verpflichtungsgesetzes verpflichten zu lassen. Die Kommunikation mit dem Auftraggeber erfolgt in 

deutscher Sprache, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

3.2 Der Auftragnehmer darf zur Leistungserbringung Subunternehmer nur einsetzen oder eingesetzte 

Subunternehmer nur auswechseln, wenn der Auftraggeber dem ausdrücklich zustimmt. Die Zustim-

mung kann nicht aus sachwidrigen Gründen verweigert werden. Die Einarbeitung des neuen Subun-

ternehmers erfolgt auf Kosten des Auftragnehmers. Für die im Angebot des Auftragnehmers benann-

ten Subunternehmer gilt die Zustimmung des Auftraggebers als erteilt. 

4 Vergütung 

4.1 Die Vergütung wird nach der Lieferung der Hardware fällig. Dies gilt entsprechend bei vereinbarten 

Teillieferungen. 

4.2 Eine fällige Vergütung ist innerhalb von 30 Tagen nach Zugang einer prüffähigen Rechnung an die 

vereinbarte Rechnungsadresse zu zahlen. Alle Preise verstehen sich, soweit Umsatzsteuerpflicht be-

steht, zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer.  

5 Verzug 

5.1 Die Termine für die Lieferung der Hardware bzw. für etwaige Teillieferungen sind im Vertrag festge-

legt. Bei Verzögerungen, die der Auftragnehmer nicht zu vertreten hat, verschieben sich die von der 

Verzögerung betroffenen Termine angemessen; sonstige Ansprüche der Parteien bleiben hiervon un-

berührt. 

5.2 Wenn der Auftragnehmer einen Termin nicht einhält, kommt er ohne Mahnung in Verzug. Dies gilt 

nicht, wenn der Auftragnehmer die Verzögerung nicht zu vertreten hat. Der Auftraggeber kann im Fall 

des Verzuges den Verzögerungsschaden verlangen. Ferner kann der Auftraggeber vom Vertrag zu-

rücktreten und Schadensersatz statt der Leistung verlangen, wenn er dem Auftragnehmer erfolglos ei-

ne angemessene Frist zur Leistung gesetzt hat. Anstelle des Schadensersatzes statt der Leistung 

kann der Auftraggeber Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Sinne von § 284 BGB verlangen. Die 

Fristsetzung ist in den gesetzlich genannten Fällen gem. § 281 Abs. 2, § 323 Abs. 2 BGB entbehrlich. 

5.3 Soweit nichts anderes vereinbart ist, ist der Auftraggeber für den Fall der Überschreitung des verein-

barten Termins um mehr als sieben Kalendertage berechtigt, für jeden Kalendertag, an dem sich der 

Auftragnehmer in Verzug befindet, eine Vertragsstrafe in Höhe von 0,2 % der Gesamtvergütung zu 

verlangen. Satz 1 gilt auch für Überschreitungen von vereinbarten Terminen für Teilleistungen. In die-

sem Fall berechnet sich die Vertragsstrafe nach dem auf die Teilleistung entfallenden Anteil an der 

Gesamtvergütung. Insgesamt darf die Summe der aufgrund dieser Regelung zu zahlenden Vertrags-

strafen jedoch nicht mehr als 5 % der Gesamtvergütung betragen. Vertragsstrafen werden auf Scha-

densersatzansprüche angerechnet. 

5.4 Abweichend von § 341 Abs. 3 BGB kann die jeweilige Vertragsstrafe bis zur vollständigen Zahlung der 

Vergütung für die jeweilige Lieferung geltend gemacht werden.  

6 Erfüllungsort, Gefahrübergang, Versand  

6.1 Der Erfüllungsort ist beim Auftraggeber, soweit nichts anderes vereinbart ist.  

6.2 Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung geht mit der Lieferung 

über. 

6.3 Soweit nicht anders vereinbart, trägt der Auftragnehmer die Versand- und Verpackungskosten.  

6.4 Die Unterzeichnung eines etwaigen Lieferscheines bestätigt nur die räumliche Verbringung der Hard-

ware in den Einflussbereich des Auftraggebers, nicht aber deren Vollständigkeit oder Mangelfreiheit. 
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7 Rechte des Auftraggebers bei Mängeln (Gewährleistung) 

7.1 Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die Leistungen frei von Sach- und Rechtsmängeln zu erbringen. 

Die Verjährungsfrist für Sach- und Rechtsmängelansprüche beträgt 24 Monate nach der Lieferung, 

soweit nichts anderes vereinbart ist. Sämtliche Sach- und Rechtsmängelansprüche verjähren in der 

regelmäßigen Verjährungsfrist, wenn der Auftragnehmer den Mangel arglistig verschwiegen hat. Die 

Verjährungsfrist endet in diesem Falle jedoch nicht vor der Frist gemäß Satz 1. 

7.2 Der Auftraggeber hat Mängel unter Angabe der ihm bekannten und für deren Erkennung zweckdienli-

chen Informationen zu melden. Soweit keine andere Form der Störungsmeldung vereinbart ist, wird er 

diese in der Regel auf dem Störungsmeldeformular entsprechend Muster 1 vornehmen; nimmt er aus-

nahmsweise die Meldung nur telefonisch oder mündlich vor, ohne dass dies vereinbart war, ist die 

Störung nachträglich in der vereinbarten Form zu dokumentieren. 

7.3 Meldet der Auftraggeber vor Ablauf der Verjährungsfrist Mängel, und verhandeln die Parteien im Sinne 

des § 203 BGB, ist die Verjährung gehemmt, bis der Auftragnehmer oder der Auftraggeber die Fort-

setzung der Verhandlungen verweigert. Die Verjährung tritt frühestens drei Monate nach dem Ende 

der Hemmung ein.  

7.4 Der Auftragnehmer hat ihm gemeldete Mängel unverzüglich, spätestens innerhalb einer vom Auftrag-

geber gesetzten angemessenen Frist zu beseitigen. Dies erfolgt,  soweit nicht anders vereinbart, nach 

Wahl des Auftragnehmers durch Beseitigung oder Neulieferung. Die Wahl erfolgt unter Berücksichti-

gung der Interessen des Auftraggebers und muss diesem zumutbar sein. Bei der Verletzung von 

Schutzrechten Dritter gilt vorrangig Ziffer 8. Der Auftragnehmer hat gemäß § 439 Abs. 2 BGB die zum 

Zwecke der Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- 

und Materialkosten zu tragen. Erfolgt die Nacherfüllung durch Neulieferung entfällt der Nutzungsher-

ausgabeanspruch des Auftragnehmers. Enthält die Hardware Daten des Auftraggebers, kann dieser 

statt der Rückgewähr der mangelhaften Hardware diese insgesamt oder Teile davon (z.B. die Daten-

träger) einbehalten und dem Auftragnehmer insoweit den Zeitwert (unter Berücksichtigung des Man-

gels) erstatten. 

7.5 Sind Reaktions-* oder Wiederherstellungszeiten*, jedoch keine Servicezeiten vereinbart, gelten die 

Zeiträume von Montag bis Freitag von 8:00 Uhr bis 17:00 Uhr (mit Ausnahme der gesetzlichen Feier-

tage am Erfüllungsort) als Servicezeiten. 

7.6 Schließt der Auftragnehmer die Mängelbehebung nicht innerhalb einer ihm gesetzten Frist erfolgreich 

ab, kann der Auftraggeber dem Auftragnehmer entweder eine weitere angemessene Nachfrist setzen 

und nach fruchtlosem Ablauf die Vergütung angemessen herabsetzen oder vom Vertrag ganz oder 

teilweise zurücktreten. Ein Rücktritt wegen eines unerheblichen Mangels ist jedoch ausgeschlossen.  

7.7 Der Auftraggeber kann darüber hinaus bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen Schadens- 

oder Aufwendungsersatz gemäß § 437 Nr. 3 BGB verlangen.  

8 Schutzrechte Dritter 

8.1 Macht ein Dritter gegenüber dem Auftraggeber Ansprüche wegen der Verletzung von Schutzrechten 

durch die Nutzung der Leistungen geltend und wird deren Nutzung hierdurch beeinträchtigt oder un-

tersagt, haftet der Auftragnehmer unbeschadet der Rechte des Auftraggebers gemäß Ziffer 7 wie folgt: 

 Der Auftragnehmer kann auf seine Kosten entweder die Leistungen so ändern oder ersetzen, 

dass sie das Schutzrecht nicht verletzen, aber im Wesentlichen doch den vereinbarten Funktions- 

und Leistungsmerkmalen in für den Auftraggeber zumutbarer Weise entsprechen, oder den Auf-

traggeber von Ansprüchen gegenüber dem Schutzrechtsinhaber freistellen. 

 Ist die Nacherfüllung dem Auftragnehmer unmöglich oder nur zu unverhältnismäßigen Bedingun-

gen möglich, hat er das Recht, die betroffenen Leistungen gegen Erstattung der entrichteten Ver-

gütung zurückzunehmen. Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber dabei eine angemessene 

Auslauffrist zu gewähren, es sein denn, dies ist nur zu unzumutbaren rechtlichen oder sonstigen 

Bedingungen möglich. 
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Die sonstigen Ansprüche des Auftraggebers z.B. auf Rücktritt, Minderung und Schadensersatz bleiben 

unberührt. 

8.2 Die Parteien werden sich wechselseitig unverzüglich über geltend gemachte Ansprüche Dritter ver-

ständigen. Der Auftraggeber wird die behauptete Schutzrechtsverletzung nicht anerkennen und jegli-

che Auseinandersetzung einschließlich etwaiger außergerichtlicher Regelungen entweder dem Auf-

tragnehmer überlassen oder nur im Einvernehmen mit dem Auftragnehmer führen. Der Auftragnehmer 

erstattet dem Auftraggeber notwendige Verteidigungskosten und sonstige Schäden, soweit dem Auf-

traggeber aus Rechtsgründen die geeigneten Abwehrmaßnahmen und Vergleichsverhandlungen vor-

behalten bleiben bzw. bleiben müssen. Der Auftraggeber hat in diesem Fall Anspruch auf einen Vor-

schuss in Höhe der geschätzten Verteidigungskosten. 

8.3 Soweit der Auftraggeber die Schutzrechtsverletzung selbst zu vertreten hat, sind Ansprüche gegen 

den Auftragnehmer ausgeschlossen. 

9 Haftungsbeschränkung 

Sofern keine andere vertragliche Haftungsvereinbarung vorliegt, gelten für alle gesetzlichen und ver-

traglichen Schadens- und Aufwendungsersatzansprüche des Auftraggebers folgende Regelungen: 

9.1 Die Haftung bei leicht fahrlässigen Pflichtverletzungen wird für den Vertrag insgesamt grundsätzlich 

auf die Gesamtvergütung beschränkt. Beträgt die Gesamtvergütung weniger als 50.000,- €, wird die 
Haftung jedoch auf 50.000,- € beschränkt.   

Für leicht fahrlässig verursachte Sachschäden haftet der Auftragnehmer abweichend von Sätzen 1 

und 2 mindestens aber auf bis zu 500.000,- € je Schadensereignis und insgesamt mindestens auf bis 

zu 1.000.000,- €. 
9.2 Die Haftung für leicht fahrlässig verursachten Verzug wird insgesamt auf 50 % der Haftungsobergren-

zen gemäß Ziffer 9.1 beschränkt. Im Falle weiterer leicht fahrlässiger Pflichtverletzungen überschreitet 

die Haftung des Auftragnehmers für den Vertrag jedoch nicht die in Ziffer 9.1 vereinbarten Haftungs-

obergrenzen. 

9.3 Bei Verlust von Daten haftet der Auftragnehmer nur für denjenigen Aufwand, der bei ordnungsgemä-

ßer und regelmäßiger Datensicherung durch den Auftraggeber für die Wiederherstellung der Daten er-

forderlich gewesen wäre.  

9.4 Ansprüche aus entgangenem Gewinn sind ausgeschlossen, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

9.5 Die Haftungsbeschränkungen gelten nicht für Ansprüche wegen Vorsatz und grober Fahrlässigkeit, 

bei der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, bei Arglist, soweit das Produkthaf-

tungsgesetz zur Anwendung kommt,  sowie bei Garantieversprechen, soweit bzgl. letzteren nichts an-

deres geregelt ist. 

10 Datenschutz, Geheimhaltung und Sicherheit 

10.1 Werden personenbezogene Daten im Auftrag durch den Auftragnehmer erhoben, verarbeitet oder ge-

nutzt, werden die Parteien eine den gesetzlichen Vorschriften genügende Vereinbarung zur Auftrags-

datenverarbeitung abschließen. 

10.2 Der Auftragnehmer sorgt dafür, dass alle Personen, die von ihm mit der Bearbeitung oder Erfüllung 

des Vertrages betraut sind, die gesetzlichen Bestimmungen über den Datenschutz beachten. Die 

nach Datenschutzrecht erforderliche Verpflichtung auf das Datengeheimnis ist dem Auftraggeber auf 

Verlangen nachzuweisen. 

10.3 Die Parteien sind verpflichtet, alle im Rahmen des Vertragsverhältnisses erlangten vertraulichen In-

formationen, Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse vertraulich zu behandeln, insbesondere nicht an 

Dritte weiterzugeben oder anders als zu vertraglichen Zwecken zu verwerten. Der Erfahrungsaus-

tausch des Auftraggebers mit und innerhalb der öffentlichen Hand bleibt unbenommen, ebenso wie 

die Erfüllung gesetzlicher Pflichten des Auftraggebers. Unberührt bleibt die Pflicht zum vertraulichen 

Umgang mit auf der Grundlage des Vertrages erlangten Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen. 
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10.4 Der Auftragnehmer ist berechtigt, vertrauliche Informationen nur an solche Subunternehmer weiterzu-

geben, deren Einsatz der Auftraggeber ausdrücklich zugestimmt hat, wenn und soweit diese vertrauli-

chen Informationen für die Erbringung der jeweiligen Leistungen durch den Subunternehmer erforder-

lich sind („need-to-know“-Prinzip). Dies gilt nur, wenn sich der Subunternehmer zuvor dem Auftrag-

nehmer gegenüber mindestens in gleichem Umfang zur Vertraulichkeit verpflichtet hat, wie der Auf-

tragnehmer gegenüber dem Auftraggeber. Dabei muss die Weitergabe der vertraulichen Informatio-

nen durch den Subunternehmer ausgeschlossen sein, soweit nicht der Auftraggeber jeweils zuvor ei-

ner Weitergabe ausdrücklich zugestimmt hat.   

10.5 Vertrauliche Informationen sind Informationen, die ein verständiger Dritter als schützenswert ansehen 

würde oder die als vertraulich gekennzeichnet sind; dies können auch solche Informationen sein, die 

während einer mündlichen Präsentation oder Diskussion bekannt werden. Vertrauliche Informationen 

dürfen ausschließlich zum Zweck der Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Vertrag eingesetzt wer-

den. Die Verpflichtung zur Vertraulichkeit gilt nicht für Informationen, die den Parteien bereits recht-

mäßig bekannt sind oder außerhalb des Vertrages ohne Verstoß gegen eine Vertraulichkeitsverpflich-

tung bekannt werden. 

11 Zurückbehaltungsrechte 

Zurückbehaltungs- und Leistungsverweigerungsrechte des Auftragnehmers sind ausgeschlossen, es 

sei denn, der Auftraggeber bestreitet die zugrunde liegenden Gegenansprüche nicht oder diese sind 

rechtskräftig festgestellt.  

12 Textform 

Soweit nichts anderes geregelt ist, bedürfen vertragliche Mitteilungen und Erklärungen mindestens der 

Textform.  

13 Anwendbares Recht 

Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des Übereinkommens der Verein-

ten Nationen über Verträge über den internationalen Warenkauf (CISG*).  
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Begriffsbestimmungen  

 

  

Aufstellung Auspacken und Aufstellen der Hardware, Anschließen an das Stromnetz beim 
Auftraggeber und Durchführen eines Gerätetests 

CISG 

 

United Nations Convention on Contracts for the international Sales of Goods 
(Übereinkommen der Vereinten Nationen über Verträge über den inter-
nationalen Warenkauf). 

Datensicherung Datensicherung umfasst alle technischen und organisatorischen Maßnahmen 
zur Sicherstellung der Verfügbarkeit, Integrität und Konsistenz der auf dem 
IT-System gespeicherten und für Verarbeitungszwecke genutzten Daten und 
Software.  

 

Nutzungssperre Maßnahmen zur Einschränkung der Nutzungsmöglichkeit. 

Reaktionszeit Zeitraum, innerhalb dessen der Auftragnehmer mit den Mängelbehebungsarbei-
ten zu beginnen hat. Der Zeitraum beginnt mit dem Zugang der Mängelmeldung 
innerhalb der vereinbarten Servicezeiten und läuft während der vereinbarten 
Servicezeiten. 

Schaden stiftende Soft-

ware  

Software mit vom Auftraggeber unerwünschter, nicht vereinbarter Funktion, die 
zumindest auch den Zweck hat, die Verfügbarkeit von Daten, Ressourcen oder 
Dienstleistungen, die Vertraulichkeit von Daten oder die Integrität von Daten, zu 
gefährden bzw. zu beeinträchtigen, z.B. Viren, Würmer, Trojanische Pferde. 

Teleservice Leistungen unter Inanspruchnahme von technischen Einrichtungen zur Fern-
kommunikation von einem Standort außerhalb des Einsatzortes der Hardware. 

Wiederherstellungszeit Zeitraum, innerhalb dessen der Auftragnehmer die Mängelbehebungsarbeiten 
erfolgreich abzuschließen hat. Der Zeitraum beginnt mit dem Zugang der Män-
gelmeldung und läuft ausschließlich während der vereinbarten Servicezeiten. 

Vorinstallation Installation von Software auf der Hardware vor deren Lieferung. 
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Ergänzende Vertragsbedingungen für die Instandhaltung von Hardware 

– EVB-IT Instandhaltungs-AGB – 

1 Gegenstand des Vertrages 

1.1 Gegenstand des Vertrages sind die dort vereinbarten Instandhaltungsleistungen des Auftragnehmers 

für die vereinbarte Hardware. 

1.2 Die Instandhaltungsleistungen werden in der Regel als Werkleistungen erbracht. 

1.3 Soweit nicht anders vereinbart, erbringt der Auftragnehmer die Instandhaltungsleistungen zu dem bei 

Leistungserbringung aktuellen Stand der Technik. 

1.4 Der Auftragnehmer ist zur Erbringung der vereinbarten Instandhaltungsleistungen mit Hilfe von auto-

matisierten Verfahren nur dann berechtigt, wenn er im Angebot das zu verwendende Produkt benennt 

und gleichzeitig den Tatsachen entsprechend gewährleistet, dass dieses Produkt keine Kommunikati-

onsfunktionen zu Dritten und keine andere den Interessen des Auftraggebers zuwiderlaufende Funkti-

onalität aufweist. Insbesondere darf das Produkt keine Funktionalitäten zum Ausspähen von Daten 

enthalten, keine Informationen über die IT-Systeme, deren Daten, deren Lizenzierung oder das Be-

nutzerverhalten an Dritte übermitteln, zu anderen Zwecken als für die Erbringung der Instandhaltungs-

leistungen oder derart speichern, dass Dritte darauf Zugriff nehmen könnten. Die Auswechslung bzw. 

der Einsatz eines neuen Releases* des Produktes bedarf der ausdrücklichen Einwilligung des Auf-

traggebers im Einzelfall. Der Auftraggeber wird einwilligen, wenn der Auftragnehmer in Bezug auf das 

neu einzusetzende Produkt die oben genannte Gewährleistung übernommen hat. Liegen zureichende 

tatsächliche Anhaltspunkte dafür vor, dass das Produkt den vorgenannten Anforderungen nicht ent-

spricht und kann der Auftragnehmer diese nicht ausräumen, kann der Auftraggeber den Einsatz des 

Produktes untersagen. 

1.5 Soweit der Auftragnehmer im Rahmen der Instandhaltung Hard- und/oder Software bzw. Teile davon 

überlässt, dürfen diese keine Schaden stiftende Software*, z.B. in der Firmware, enthalten. Dies ist in 

geeigneter Form zu einem angemessenen Zeitpunkt vor der Lieferung zu prüfen. Der Auftragnehmer 

erklärt jeweils, dass die Prüfung keinen Hinweis auf Schaden stiftende Software* ergeben hat. Diese 

Regelung gilt für jede, auch die vorläufige und Vorabüberlassung, z.B. zu Testzwecken.  

Der Auftragnehmer gewährleistet darüber hinaus, dass die von ihm zu liefernde Hard- und/oder Soft-

ware frei von Funktionen ist, die die Integrität, Vertraulichkeit und Verfügbarkeit der Hardware, anderer 

Hard- und/oder Software oder von Daten gefährden und den Vertraulichkeits- oder Sicherheitsinteres-

sen des Auftraggebers zuwiderlaufen durch: 

 Funktionen zum unerwünschten Absetzen/Ausleiten von Daten, 

 Funktionen zur unerwünschten Veränderung/Manipulation von Daten oder der Ablauflogik oder 

 Funktionen zum unerwünschten Einleiten von Daten oder unerwünschte Funktionserweiterungen. 

Unerwünscht ist eine mögliche Aktivität einer Funktion, wenn die Aktivität so weder vom Auftraggeber 

in seiner Leistungsbeschreibung gefordert, noch vom Auftragnehmer unter konkreter Beschreibung 

der Aktivität oder ihrer Funktionsweise angeboten, noch im Einzelfall vom Auftraggeber ausdrücklich 

autorisiert („opt-in“) wurde. 

1.6 Soweit nicht anders vereinbart, ist der Auftragnehmer nicht verpflichtet, Instandhaltungsleistungen für 

Hardware zu erbringen, soweit diese vom Herstellersupport abhängen, der Hersteller diesen Support 

nicht mehr anbietet und der Auftragnehmer die betroffenen Leistungen aus von ihm nicht zu vertre-

tenden Gründen auch nicht anderweitig ihm zumutbar erbringen kann. 

2 Art und Umfang der Instandhaltungsleistungen 

2.1 Wiederherstellung der Betriebsbereitschaft (Störungsbeseitigung)  

Ist Störungsbeseitigung vereinbart, trifft der Auftragnehmer die dafür notwendigen Maßnahmen. Der 

Auftragnehmer erklärt die Betriebsbereitschaft der instand gesetzten Hardware und weist diese auf 

Verlangen des Auftraggebers – soweit technisch möglich – in angemessenem Umfang nach. 
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Tritt die gleiche Störung* binnen sieben Tagen nach Erklärung der Betriebsbereitschaft wieder auf und 

beruht die Störung* auf der gleichen Ursache, gilt sie als nicht beseitigt. Hat der Auftraggeber die 

Störung* vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht und ist eine Pauschalvergütung für die Instand-

haltung vereinbart, kann der Auftragnehmer vom Auftraggeber eine angemessene Vergütung für die 

Störungsbeseitigung verlangen. 

2.2 Aufrechterhaltung der Betriebsbereitschaft (vorbeugende Maßnahmen)  

Zur Aufrechterhaltung der Betriebsbereitschaft der Hardware gehören alle zur Vermeidung zukünftiger 

Störungen* z.B. in einem Wartungskonzept vereinbarten Maßnahmen des Auftragnehmers. Dies 

umfasst z.B. den regelmäßigen Austausch von Verschleißteilen* und den Austausch von Hardwaretei-

len rechtzeitig vor Ende ihres Lebenszyklus. Erfasst ist auch die Überlassung und Installation von 

neuen Programmständen* von hardwarenaher Software, z.B. Firmware, Microcodes und Treibersoft-

ware, jeweils soweit diese zur Aufrechterhaltung der Betriebsbereitschaft erforderlich sind. 

2.3 Übernahme von Ersatzhardware* oder Ersatzteilen*  

Soweit nichts anderes vereinbart ist, sind Ersatzhardware* und Ersatzteile* durch den Auftraggeber zu 

übernehmen, wenn sie der Beseitigung oder Vermeidung von Störungen* dienen. Zur Übernahme ist 

der Auftraggeber nicht verpflichtet, wenn Ersatzhardware* bzw. Ersatzteile* zusätzlich zu vergüten 

sind oder ihm dies nicht zuzumuten ist, z.B. weil diese wesentlich von der zu ersetzenden Hardware 

abweichen.  

Übernimmt der Auftraggeber eine neue Hardware aus einem solchen Grunde nicht, wird der 

Auftragnehmer auf Wunsch des Auftraggebers eine andere Lösung vorschlagen, sofern eine solche 

möglich und zumutbar ist. 

Übernimmt der Auftraggeber eine neue Hardware, gilt Folgendes: 

 Enthält die neue Hardware mehr Funktionalität als die im Vertrag aufgeführte Hardware („Mehr-

leistung“), ist der Auftraggeber zur Zahlung einer Mehrvergütung nur verpflichtet, wenn er diese 
Mehrleistung nutzen will. Dazu zählt auch der Fall, dass er die Mehrleistung nutzt, obwohl er die 

neue Hardware auch ohne die Mehrleistung vertragsgemäß nutzen könnte, nicht jedoch der Fall, 

dass er die bisherige Funktionalität nur zusammen mit der Mehrleistung nutzen kann. Eine Mehr-

vergütung entfällt, soweit die Überlassung der neuen Hardware bereits Gegenstand der Leis-

tungsverpflichtung gemäß Ziffer 2.1 ist. 

 Entstehen ihm durch die Nutzung der neuen Hardware höhere Kosten als zuvor, gehen diese zu 

Lasten des Auftragnehmers. Dies gilt nicht, soweit diese höheren Kosten darauf zurückzuführen 

sind, dass der Auftraggeber vorhandene Mehrleistungen nutzen will. Satz 2 des ersten Aufzäh-

lungspunktes dieser Ziffer 2.3 gilt entsprechend. 

2.4 Hotline 

2.4.1 Ist eine Hotline vereinbart und finden sich keine abweichenden Regelungen dazu im Vertrag, nimmt 

der Auftragnehmer telefonische Störungsmeldungen, soweit eine Störungsbeseitigung vereinbart ist 

und, soweit vereinbart, Fragen zur Nutzung der Hardware auf. Der Auftragnehmer wird, soweit 

möglich, die gemeldete Störung* durch telefonische Anleitung oder, soweit vereinbart, durch 

Teleservice* noch während des Telefonats beseitigen und, wenn vereinbart, Fragen zur Nutzung der 

Hardware beantworten. Ist dies in zumutbarer Zeit nicht gelungen, ist der Auftragnehmer verpflichtet, 

 die Fragen zur Nutzung anderweitig zu klären und die Antworten telefonisch oder per E-Mail zu 

übermitteln bzw. 

 die Störungsmeldung zur Störungsbeseitigung innerhalb seiner Supportorganisation weiterzulei-

ten. Ist keine Störungsbeseitigung gemäß Ziffer 2.1 vereinbart, unterbreitet der Auftragnehmer 

dem Auftraggeber ein Angebot zur Störungsbeseitigung auf der Grundlage der vereinbarten Ver-

gütung oder, wenn eine solche nicht vereinbart ist, zu angemessenen Bedingungen. 

Ist die Nutzung eines Ticketsystems* vereinbart, ist der Auftragnehmer verpflichtet, die Störungsmel-

dung nebst erläuternder Informationen in dieses einzustellen. Dies gilt unabhängig davon, ob die 

Störungsmeldung bereits im Telefonat erledigt wurde oder nicht. 
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2.4.2 Soweit nicht anders vereinbart, ist jeder geschulte Nutzer beim Auftraggeber zur Nutzung der Hotline 

berechtigt. 

2.4.3 Der Auftragnehmer wird für die Hotline nur Personal einsetzen, das zur Erfassung und ersten Klärung 

der Störungsmeldung qualifiziert ist. Soweit nicht anders vereinbart, ist die Hotline deutschsprachig zu 

besetzen. 

2.4.4 Soweit nicht anders vereinbart, ist die Nutzung von automatisierten Sprachdialogsystemen (Interactive 

Voice Response Systemen, IVR) nur zur Entgegennahme und einer ersten Zuordnung von Anrufen 

zulässig. 

2.4.5 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die Hotline personell und technisch so auszustatten, dass innerhalb 

der vereinbarten Servicezeiten* ihre ständige Erreichbarkeit gewährleistet ist. Er hat dabei das zu 

erwartende Aufkommen an Fragen zur Nutzung und Störungsmeldungen zu berücksichtigen und die 

Möglichkeit paralleler telefonischer Fragen bzw. Störungsmeldungen sicher zu stellen. Kann die 

Beseitigung einer Störung* bzw. die Beantwortung komplexer Anwenderfragen nicht durchgängig von 

demselben Mitarbeiter des Auftragnehmers bis zum erfolgreichen Abschluss betreut werden, ist der 

Vorgang und dessen Bearbeitungsfortschritt so zu protokollieren, dass durch den Mitarbeiterwechsel 

kein wesentlicher Zeitverlust entsteht. 

2.4.6 Jede Partei trägt die bei ihr anfallenden Telekommunikationskosten selbst. Der Auftragnehmer ist 

nicht berechtigt, die Hotline über Mehrwertdienste-, Mobilfunkrufnummern, Auslandsrufnummern oder 

andere Rufnummern anzubieten, die gegenüber dem Inlandsfestnetztarif Zusatzkosten verursachen. 

3 Verlagerung bzw. Modifikation von Hardware durch den Auftraggeber 

Der Auftraggeber ist zur Verlagerung von Hardware an einen anderen als den vertraglich vereinbarten 

Standort bzw. zu deren Modifikation berechtigt. Er hat dies dem Auftragnehmer unter Nennung der 

Details rechtzeitig anzuzeigen. Jeder Vertragspartner kann verlangen, dass der Vertrag entsprechend 

den Modifikationen, die der neue Standort bzw. die Modifikation der Hardware für die Rechte und 

Pflichten der Vertragspartner verursacht, angepasst wird. Soweit keine einvernehmliche Vereinbarung 

über etwaige Anpassungen erzielt werden kann, 

 gehen mögliche Einschränkungen in den Auftragnehmer- oder Herstellergarantien zu Lasten des 

Auftraggebers, 

 trägt der Auftraggeber bei Modifikationen die Beweislast dafür, dass eine spätere Störung nicht 

auf der Modifikation beruht. 

4 Störungsklassifizierung 

4.1 Soweit im Vertrag nichts anderes vereinbart ist, wird zwischen folgenden drei Störungsklassen unter-

schieden: 

4.1.1 Eine betriebsverhindernde Störung* liegt vor, wenn die Nutzung der Hardware unmöglich oder 

schwerwiegend eingeschränkt ist. 

4.1.2 Eine betriebsbehindernde Störung* liegt vor, wenn die Nutzung der Hardware erheblich eingeschränkt 

ist. Eine betriebsbehindernde Störung* liegt auch vor, wenn die leichten Störungen* insgesamt zu 

einer nicht unerheblichen Einschränkung der Nutzung der Hardware führen. 

4.1.3 Eine leichte Störung* liegt vor, wenn die Nutzung der Hardware ohne oder mit unwesentlichen 

Einschränkungen möglich ist. 

5 Service-, Reaktions- und Wiederherstellungszeiten* 

5.1 Sind keine Servicezeiten* vereinbart, gelten die Zeiträume von Montag bis Freitag von 8:00 Uhr bis 

17:00 Uhr (mit Ausnahme der gesetzlichen Feiertage am Erfüllungsort) als Servicezeiten*. 

5.2 Sind keine Reaktionszeiten* vereinbart, ist mit den Instandhaltungsleistungen unverzüglich nach Zu-

gang der entsprechenden Meldung oder Eintritt des vereinbarten Ereignisses innerhalb der vereinbar-

ten Servicezeiten* zu beginnen. Sind keine Wiederherstellungszeiten* vereinbart, sind die Instandhal-

tungsleistungen in angemessener Frist abzuschließen. 
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5.3 Hält der Auftragnehmer vereinbarte Reaktions- und/oder Wiederherstellungszeiten* nicht ein, gerät er 

nach deren Überschreitung auch ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die Fristüberschrei-

tung nicht zu vertreten hat. 

5.4 Bei werkvertraglichen Instandhaltungsleistungen genügt bei erfolgreicher und fristgemäßer Erledigung 

zur Fristwahrung eine Wiederherstellungserklärung, z.B. bei Beseitigung einer Störung* die Erklärung 

der Betriebsbereitschaft. 

6 Ersatzgegenstände* 

6.1 Ersatzgegenstände* müssen von mindestens gleicher Qualität und zum Zeitpunkt des Austausches 

neuwertig sein. 

6.2 Ersatzgegenstände* sind nur einzusetzen, soweit eine Störung* nicht anders zu beseitigen bzw. 

soweit dies zur vereinbarten Aufrechterhaltung der Betriebsbereitschaft* erforderlich und der Einsatz 

dem Auftraggeber zumutbar ist. Soweit Ersatzgegenstände* vom Auftraggeber zu vergüten sind, gilt 

Ziffer 10.4. 

6.3 Führt eine Instandhaltungsleistung zum Einsatz von Ersatzgegenständen*, räumt der Auftragnehmer 

dem Auftraggeber zu diesem Zeitpunkt das Eigentum daran ein. Er wird dem Auftraggeber die zur 

Aktualisierung des Inventarverzeichnisses nötigen Informationen übermitteln. Hierzu gehören 

insbesondere Gerätebezeichnungen, Seriennummern sowohl der Ersatzgegenstände* als auch der 

ausgetauschten Gegenstände. 

6.4 Der Auftragnehmer wird die ausgetauschten Gegenstände auf Wunsch des Auftraggebers gemäß den 

gesetzlichen Vorgaben ohne gesonderte Vergütung entsorgen oder recyclen. Dies gilt auch für die 

Entsorgung oder das Recycling der Verpackung des Ersatzgegenstandes*. Die Entsorgung oder das 

Recycling hat jeweils fachgerecht zu erfolgen und erfolgt, soweit nicht anders vereinbart, nach Wahl 

des Auftragnehmers. 

6.5 Enthält der zu entsorgende Gegenstand Datenträger, hat der Auftragnehmer den Auftraggeber bei 

dessen Austausch auf diese Tatsache gesondert hinzuweisen und ihm anzubieten, die Datenträger 

vor der Mitnahme zu übergeben. Macht der Auftraggeber von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch, hat 

die Entsorgung des Datenträgers durch den Auftragnehmer so zu erfolgen, dass die gespeicherten 

Daten weder lesbar noch rekonstruierbar sind. 

6.6 Der Auftraggeber ist vor der Mitnahme berechtigt, zur Entsorgung Teile des Gegenstandes zu 

entfernen. 

7 Dokumentation 

Der Auftragnehmer dokumentiert die durchgeführten Instandhaltungsleistungen in angemessener Art 

und Weise und, soweit nicht anders vereinbart, in deutscher Sprache in einem üblichen 

elektronischen Format und macht sie dem Auftraggeber zugänglich. Zur Dokumentation gehört auch 

die Führung einer Übersicht über den Einsatz von Ersatzgegenständen* und neuen Programmstän-

den* hardwarenaher Software. Ebenso übergibt er eine Aufstellung der Seriennummern und 

Begleitunterlagen und vom Hersteller zur Verfügung gestellte Handbücher und Dokumentationen der 

Ersatzgegenstände*. 

8 Mitteilungspflichten des Auftragnehmers 

8.1 Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber unverzüglich in Textform mitteilen, wenn eine Vorgabe, 

oder Forderung des Auftraggebers oder eine sich aus den vertraglichen Pflichten des Auftragnehmers 

ergebende Handlung in wesentlichem Umfang fehlerhaft, unvollständig, widersprüchlich oder nicht wie 

vereinbart ausführbar ist, bzw. eine für den Auftraggeber wirtschaftlichere Lösung besteht. Er wird 

darüber hinaus mitteilen, wenn die Hardware und/oder deren Betriebssituation nicht oder nicht mehr 

dem jeweils aktuellen Stand der Technik oder den Anforderungen an die IT-Sicherheit entspricht. 

8.2 Er haftet für die Nichterfüllung dieser Pflichten dann nicht, wenn er diese Umstände anlässlich der Er-

bringung der Instandhaltungsleistungen nicht hätte erkennen müssen. Sofern mit zumutbarem Auf-

wand möglich, hat er dem Auftraggeber gleichzeitig die ihm erkennbaren Folgen in Textform mitzutei-
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len. Der Auftragnehmer ist nicht verpflichtet, Untersuchungen und Prüfungen vorzunehmen, die nicht 

für die Erbringung der Instandhaltungsleistungen erforderlich sind. 

9 Personal des Auftragnehmers, Subunternehmer 

9.1 Der Auftragnehmer erbringt die Leistung durch Personal, das entsprechend den vertraglichen Verein-

barungen qualifiziert ist. Soweit nichts anderes vereinbart ist, ist der Auftragnehmer verpflichtet, für die 

Erbringung von ggf. geschuldeten Leistungen vor Ort nur Personal einzusetzen, welches bereit ist, 

sich aufgrund des Verpflichtungsgesetzes verpflichten zu lassen. Die Kommunikation mit dem 

Auftraggeber erfolgt in deutscher Sprache, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

9.2 Der Auftragnehmer darf zur Leistungserbringung Subunternehmer nur einsetzen oder eingesetzte 

Subunternehmer nur auswechseln, wenn der Auftraggeber dem ausdrücklich zustimmt. Die Zustim-

mung kann nicht aus sachwidrigen Gründen verweigert werden. Die Einarbeitung des neuen 

Subunternehmers erfolgt auf Kosten des Auftragnehmers. Für die im Angebot des Auftragnehmers 

benannten Subunternehmer gilt die Zustimmung des Auftraggebers als erteilt. 

10 Vergütung 

10.1 Soweit nichts anderes vereinbart ist, verstehen sich vereinbarte Pauschalen stets als Pauschalfest-

preise*. Nachforderungen durch den Auftragnehmer sind ausgeschlossen, soweit die Parteien keine 

Änderung der Leistungen oder des Preises vereinbaren. 

10.2 Ist im Vertrag für eine Instandhaltungsleistung Vergütung nach Aufwand vereinbart, gilt Folgendes: 

10.2.1 Die Vergütung nach Aufwand ist das Entgelt für den Zeitaufwand, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

Reisezeiten, Reisekosten und Nebenkosten* werden entsprechend der vertraglichen Vereinbarung 

vergütet. Vom Auftraggeber zu vertretende Wartezeiten des Auftragnehmers werden wie Arbeitszeiten 

vergütet. Der Auftragnehmer muss sich jedoch anrechnen lassen, was er durch die Nichterbringung 

seiner Leistung erspart oder durch anderweitige Verwendung seiner Dienste erwirbt oder zu erwerben 

böswillig unterlässt. Die Zahlung einer Vergütung nach Aufwand setzt vom Auftragnehmer 

unterschriebene Nachweise über die Leistungen und die weiteren geltend gemachten Kosten, z.B. 

entsprechend Muster 2 - Leistungsnachweis Instandhaltungsvertrag - voraus. 

10.2.2 Ist bei Vergütung nach Aufwand eine Obergrenze vereinbart, ist der Auftragnehmer auch bei 

Überschreitung dieser Grenze zur vollständigen Erbringung der vereinbarten Leistung verpflichtet. 

Dies gilt nicht, wenn der Auftragnehmer die Überschreitung nicht zu vertreten hat. Der Auftragnehmer 

ist jedoch in diesem Fall verpflichtet, die vereinbarte Leistung gegen zusätzliche Vergütung nach 

Aufwand zu den vereinbarten Sätzen vollständig zu erbringen, sofern der Auftraggeber dies verlangt. 

10.2.3 Soweit nicht anders vereinbart, hat der Auftragnehmer bei Vergütung nach Aufwand innerhalb der 

vereinbarten Reaktionszeit* nach Wahl des Auftraggebers entweder ein Pauschalfestpreisangebot 

oder einen verbindlichen Kostenanschlag auf der Grundlage der im Vertrag vereinbarten Preise 

vorzulegen. Zu benennen sind darüber hinaus Art und Umfang der Leistungen sowie verbindliche 

Ausführungsfristen. Eine Vergütung für den Kostenanschlag und die Angebotserstellung erfolgt nicht. 

Der Auftraggeber wird das Angebot unverzüglich annehmen oder ablehnen. 

10.2.4 Je Kalendertag wird nicht mehr als ein Tagessatz vergütet, soweit nichts anderes vereinbart ist. Ein 

vereinbarter Tagessatz kann nur dann in Rechnung gestellt werden, wenn mindestens acht 

Zeitstunden geleistet wurden. Wurden weniger als acht Zeitstunden pro Tag geleistet, sind diese 

anteilig in Rechnung zu stellen. Ist ein Stundensatz vereinbart, werden angefangene Stunden anteilig 

vergütet.  

Pausen sind auszuweisen und werden nicht vergütet. Werden mehr als sechs Zeitstunden geleistet, 

wird vermutet, dass der Auftragnehmer eine halbstündige Pause eingelegt hat. Dies gilt nicht, wenn 

der Auftragnehmer mit dem Leistungsnachweis nachweist, keine Pause gemacht zu haben. Soweit 

der Auftraggeber nicht ausdrücklich zugestimmt hat oder etwas anderes vereinbart wurde, sind 

Leistungen nur in den Zeiten zu erbringen, für die weder ein Zuschlag noch ein anderer erhöhter 
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Vergütungssatz vereinbart ist. Wird der Auftragnehmer ohne eine solche Zustimmung oder 

Vereinbarung tätig, kann er weder einen Zuschlag noch einen erhöhten Vergütungssatz verlangen. 

10.3 Vereinbarte Pauschalen für wiederkehrende Leistungen und andere regelmäßig zu zahlende Vergü-

tungen werden, soweit nichts anderes vereinbart ist, jeweils zum 15. des auf die Leistungserbringung 

folgenden Monats fällig. Die Vergütung für Dienstleistungen nach Aufwand ist monatlich nachträglich 

fällig, soweit nichts anderes vereinbart ist. Voraussetzung für die Fälligkeit bei Werkleistungen ist dar-

über hinaus die Abnahme der jeweiligen Leistung, soweit eine solche vereinbart ist. Der Abnahme 

steht es gleich, wenn der Auftraggeber die Instandhaltungsleistung nicht innerhalb einer ihm vom Auf-

tragnehmer bestimmten angemessenen Frist abnimmt, obwohl er dazu verpflichtet ist. 

10.4 Sind Ersatzgegenstände* zusätzlich zu vergüten, hat der Auftragnehmer den Auftraggeber hierauf 

hinzuweisen und ihm unter Berücksichtigung eventueller Preisvereinbarungen die dafür zu zahlende 

Vergütung mitzuteilen, den Auftraggeber zur Beauftragung aufzufordern und seine Beauftragung 

abzuwarten. Soweit weder konkrete Preise noch ein Berechnungsmaßstab vereinbart sind, kann der 

Auftragnehmer höchstens die unter Berücksichtigung üblicher Rabatte gebildeten marktüblichen 

Preise verlangen. 

Hiervon unberührt ist der Auftraggeber berechtigt, den Einsatz der Ersatzgegenstände* abzulehnen, 

diese nach Rücksprache mit dem Auftragnehmer in angemessener Qualität selbst beizustellen oder 

vom Auftragnehmer zu verlangen, eine andere Lösung vorzuschlagen, sofern eine solche möglich und 

zumutbar ist. Die Vergütung für Ersatzgegenstände* ist fällig mit Ablauf des Monats, in dem deren 

Einsatz erfolgt, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

10.5 Eine fällige Vergütung ist innerhalb von 30 Tagen nach Zugang einer prüffähigen Rechnung zu zah-

len, soweit nichts anderes vereinbart ist. Im Falle wiederkehrender Vergütungen ist eine einmalige 

prüfbare Dauerrechnung ausreichend, solange sich die Vergütung nicht geändert hat. 

10.6 Ist eine Preisanpassung für Leistungen vereinbart, gilt, falls keine anderweitige Regelung vorgesehen 

ist, Folgendes: Eine Erhöhung der Vergütung kann erstmalig 12 Monate nach Beginn der Leistungs-

erbringung aus dem Vertrag, weitere Erhöhungen frühestens jeweils 12 Monate nach Wirksamwerden 

der vorherigen Erhöhung angekündigt werden. Eine Erhöhung wird drei Monate nach der Ankündi-

gung wirksam. Die Erhöhung hat angemessen und nicht entgegen der für die Leistung relevanten 

Markttendenz zu sein und darf maximal 3% der zum Zeitpunkt der Ankündigung der Erhöhung gelten-

den Vergütung betragen. 

10.7 Alle Preise verstehen sich, soweit Umsatzsteuerpflicht besteht, zuzüglich der geltenden gesetzlichen 

Umsatzsteuer. 

11 Verzug 

11.1 Der Auftraggeber kann im Fall des Verzuges den Verzögerungsschaden verlangen. Ferner kann der 

Auftraggeber den Vertrag ganz oder teilweise entsprechend den gesetzlichen Vorschriften, das heißt 

bei einer Teilkündigung nur bezogen auf die in Verzug befindliche Instandhaltungsleistung kündigen 

und Schadensersatz statt der Leistung verlangen, wenn er dem Auftragnehmer erfolglos eine ange-

messene Frist zur Leistung gesetzt hat. Der Auftraggeber kann bei Verzug von Teilleistungen vom 

ganzen Vertrag nur zurücktreten, wenn er an der Teilleistung kein Interesse hat. Anstelle des Scha-

densersatzes statt der Leistung kann der Auftraggeber Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Sinne 

von § 284 BGB verlangen. Die Fristsetzung ist in den gesetzlich genannten Fällen gem. § 281 Abs. 2, 

§ 323 Abs. 2 BGB entbehrlich. 

11.2 Des Weiteren ist der Auftraggeber für den Fall der Überschreitung vereinbarter Reaktions- und/oder 

Wiederherstellungszeiten* berechtigt, für jeweils angefangene 25% Überschreitung der Reaktions- 

und /oder Wiederherstellungszeit* innerhalb der Servicezeiten* eine Vertragsstrafe in Höhe von 0,1% 

der jährlichen Vergütung, maximal jedoch 1% der jährlichen Gesamtvergütung pro Verzugsfall zu ver-

langen. Dies gilt nicht, soweit der Auftragnehmer die Überschreitung nicht zu vertreten hat. Insgesamt 

darf die Summe der aufgrund dieser Regelung pro Vertragsjahr zu zahlenden Vertragsstrafen nicht 
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mehr als 5 % der jährlichen Gesamtvergütung pro Vertragsjahr betragen. Die Vertragsstrafen werden 

auf Schadensersatzansprüche angerechnet. 

11.3 § 341 Abs. 3 BGB findet mit der Maßgabe Anwendung, dass die Strafe bis zum Ablauf von zwölf Mo-

naten seit ihrer Verwirkung geltend gemacht werden kann. 

12 Mitwirkung des Auftraggebers 

12.1 Der Auftraggeber wird dem Auftragnehmer die erforderlichen Informationen und Unterlagen aus seiner 

Sphäre rechtzeitig zur Verfügung stellen. Der Auftraggeber wird den Mitarbeitern des Auftragnehmers 

Zugang zu seinen Räumlichkeiten und der dort vorhandenen informationstechnischen Infrastruktur 

rechtzeitig gewähren und die bei ihm vorhandenen Dokumentationen rechtzeitig übergeben, jeweils 

soweit dies zur Erbringung der Leistung erforderlich ist und die gesetzlichen und vereinbarten persön-

lichen Voraussetzungen (z.B. Sicherheitsüberprüfungen nach Sicherheitsüberprüfungsgesetz - SÜG -) 

erfüllt sind. Kommt der Auftraggeber seinen Mitwirkungsleistungen trotz Aufforderung des Auftrag-

nehmers nicht, nicht rechtzeitig oder unvollständig nach, kann der Auftragnehmer ein Angebot unter-

breiten, diese Leistungen selbst anstelle des Auftraggebers zu erbringen. Sonstige Ansprüche des 

Auftragnehmers bleiben unberührt. 

12.2 Der Auftraggeber hat Störungen* bzw. Mängel unter Angabe der ihm bekannten und für deren 

Erkennung zweckdienlichen Informationen zu melden. Soweit keine andere Form der Störungs-

meldung vereinbart ist, z.B. eine telefonische Meldung oder der Eintrag in ein Ticketsystem*, wird er 

diese in der Regel auf dem Störungsmeldeformular entsprechend Muster 1 vornehmen; nimmt er aus-

nahmsweise die Meldung nur telefonisch oder mündlich vor, ohne dass dies vereinbart war, ist die 

Störung nachträglich in der vereinbarten Form zu dokumentieren. Er hat im Rahmen des Zumutbaren 

die Maßnahmen zu treffen, die eine Feststellung und Analyse der Störung* bzw. des Mangels 

ermöglichen, z.B. die ihm zur Verfügung stehenden technischen Informationen rechtzeitig bereit zu 

stellen. 

12.3 Bei vereinbartem Teleservice* wird der Auftraggeber entsprechend den Festlegungen in einer 

Teleservicevereinbarung die notwendigen technischen Einrichtungen beim Auftraggeber bereitstellen 

und den Zugriff auf das System ermöglichen. 

12.4 Die ordnungsgemäße Datensicherung obliegt dem Auftraggeber. 

13 Rechte des Auftraggebers bei Mängeln der Instandhaltungsleistungen 

13.1 Soweit nicht anders vereinbart, beträgt die Verjährungsfrist für Sach- und Rechtsmängelansprüche 24 

Monate für Ersatzgegenstände und im Übrigen 12 Monate. Abweichend davon verjähren die Ansprü-

che in der regelmäßigen Verjährungsfrist, wenn der Auftragnehmer den Mangel arglistig verschwiegen 

hat. Die Verjährungsfrist endet in diesem Falle jedoch nicht vor den Fristen gemäß Satz 1. 

13.2 Die Rechtsmängelhaftung erstreckt sich nicht auf Ansprüche wegen Patentverletzungen und Ge-

brauchsmusterverletzungen im Sinne der deutschen Rechtsordnung, die Dritte gegen den Auftragge-

ber geltend machen, wegen dessen Nutzung der Instandhaltungsleistungen außerhalb der Mitglieds-

staaten von EU und EFTA. 

13.3 Meldet der Auftraggeber vor Ablauf der Verjährungsfrist Mängel und verhandeln die Parteien im Sinne 

des § 203 BGB, ist die Verjährung gehemmt, bis der Auftragnehmer oder der Auftraggeber die Fort-

setzung der Verhandlungen verweigert. Die Verjährung tritt frühestens drei Monate nach dem Ende 

der Hemmung ein. 

13.4 Der Auftragnehmer hat ihm gemeldete Mängel unverzüglich, spätestens innerhalb einer vom Auftrag-

geber gesetzten angemessenen Frist nach Wahl des Auftragnehmers durch Nachbesserung oder 

Neulieferung zu beheben. Bei der Verletzung von Schutzrechten Dritter gilt vorrangig Ziffer 14. Der 

Auftragnehmer hat gemäß § 439 Abs. 2 BGB bzw. § 635 Abs. 2 BGB die zum Zwecke der Nacherfül-

lung erforderlichen Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten zu 

tragen. Erfolgt die Nacherfüllung durch Neulieferung entfällt der Nutzungsherausgabeanspruch des 

Auftragnehmers. 
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Schließt der Auftragnehmer die Mängelbehebung nicht innerhalb einer ihm gesetzten angemessenen 

Frist erfolgreich ab, kann der Auftraggeber dem Auftragnehmer bei Vorliegen der gesetzlichen 

Voraussetzungen eine weitere angemessene Nachfrist setzen und nach deren fruchtlosen Ablauf den 

Vertrag ganz oder teilweise kündigen oder die Vergütung angemessen herabsetzen. Bei 

werkvertraglichen Instandhaltungsleistungen kann der Auftraggeber zuvor eine weitere angemessene 

Nachfrist verbunden mit der Ankündigung setzen, nach deren fruchtlosem Ablauf den Mangel selbst 

zu beseitigen. Läuft diese Frist fruchtlos ab, ist der Auftraggeber berechtigt, den Mangel selbst zu 

beseitigen und Ersatz der erforderlichen Aufwendungen zu verlangen. 

Der Auftraggeber kann darüber hinaus bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen Schadens- 

oder Aufwendungsersatz verlangen. 

14 Schutzrechte Dritter 

14.1 Macht ein Dritter gegenüber dem Auftraggeber Ansprüche wegen der Verletzung von Schutzrechten 

durch die Instandhaltungsleistungen des Auftragnehmers geltend und wird deren Nutzung hierdurch 

beeinträchtigt oder untersagt, haftet der Auftragnehmer unbeschadet der Rechte des Auftraggebers 

gemäß Ziffer 13 wie folgt: 

 Der Auftragnehmer kann nach seiner Wahl und auf seine Kosten entweder die Leistungen so än-

dern oder ersetzen, dass sie das Schutzrecht nicht verletzen, aber im Wesentlichen doch den 

vereinbarten Funktions- und Leistungsmerkmalen in für den Auftraggeber zumutbarer Weise ent-

sprechen, oder den Auftraggeber von Ansprüchen gegenüber dem Schutzrechtsinhaber freistel-

len. 

 Ist die Änderung und der Ersatz dem Auftragnehmer unmöglich oder nur zu unverhältnismäßigen 

Bedingungen möglich, hat er das Recht, die betroffenen Leistungen gegen Erstattung der entrich-

teten Vergütung zurückzunehmen. Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber dabei eine ange-

messene Auslauffrist zu gewähren, es sein denn, dies ist nur zu unzumutbaren rechtlichen oder 

sonstigen Bedingungen möglich. 

Die sonstigen Rechte des Auftraggebers z.B. auf Rücktritt, Kündigung, Minderung und 

Schadensersatz bleiben unberührt. 

14.2 Die Parteien werden sich wechselseitig unverzüglich über geltend gemachte Ansprüche Dritter ver-

ständigen. Der Auftraggeber wird die behauptete Schutzrechtsverletzung nicht anerkennen und jegli-

che Auseinandersetzung einschließlich etwaiger außergerichtlicher Regelungen entweder dem Auf-

tragnehmer überlassen oder nur im Einvernehmen mit dem Auftragnehmer führen. Der Auftragnehmer 

erstattet dem Auftraggeber notwendige Verteidigungskosten und sonstige Schäden, soweit dem Auf-

traggeber aus Rechtsgründen die geeigneten Abwehrmaßnahmen und Vergleichsverhandlungen vor-

behalten bleiben bzw. bleiben müssen. Der Auftraggeber hat in diesem Fall Anspruch auf einen Vor-

schuss in Höhe der geschätzten Verteidigungskosten. 

14.3 Soweit der Auftraggeber die Schutzrechtsverletzung selbst zu vertreten hat, sind Ansprüche gegen 

den Auftragnehmer ausgeschlossen. 

15 Pflichtverletzung bei Dienstleistungen 

Wird eine Instandhaltungsleistung, die als Dienstleistung zu qualifizieren ist (z.B. Hotline), nicht 

vertragsgemäß erbracht, ist der Auftraggeber berechtigt, vom Auftragnehmer zu verlangen, die 

Dienstleistung ohne Mehrkosten für den Auftraggeber innerhalb angemessener Frist vertragsgemäß 

zu erbringen. Die sonstigen Rechte des Auftraggebers, insbesondere auf Schadensersatz und 

Kündigung, bleiben hiervon unberührt. 

16 Haftungsbeschränkung 

Sofern keine andere vertragliche Haftungsvereinbarung vorliegt, gelten für alle gesetzlichen und 

vertraglichen Schadens- und Aufwendungsersatzansprüche des Auftraggebers folgende Regelungen: 
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16.1 Die Haftung bei leicht fahrlässigen Pflichtverletzungen wird für den Vertrag insgesamt grundsätzlich 

auf den Auftragswert* beschränkt. Die Haftung in diesem Fall beträgt jedoch maximal das Doppelte 

der Vergütung, die für das erste Vertragsjahr zu zahlen ist. Bei der Bestimmung der vorgenannten 

Vergütungen bleibt eine etwaige vereinbarte Reduktion wegen Mängelansprüchen unberücksichtigt. 

Ergibt sich nach dieser Regelung eine Haftungsbeschränkung von weniger als 25.000,- €, wird die 
Haftung jedoch auf 25.000,- € beschränkt. Für leicht fahrlässig verursachte Sachschäden haftet der 

Auftragnehmer abweichend von Sätzen 1 bis 3 bis zur Höhe des Auftragswerts, mindestens aber auf 

bis zu 500.000,- € je Schadensereignis und insgesamt mindestens auf bis zu 1.000.000,- €. 
16.2 Bei Verlust von Daten haftet der Auftragnehmer nur für denjenigen Aufwand, der bei ordnungs-

gemäßer und regelmäßiger Datensicherung* durch den Auftraggeber für die Wiederherstellung der 

Daten erforderlich gewesen wäre. Die Beschränkung gilt nicht, wenn und soweit die Datensicherung* 

Bestandteil der vom Auftragnehmer zu erbringenden Leistungen ist. 

16.3 Ansprüche aus entgangenem Gewinn sind ausgeschlossen, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

16.4 Die Haftungsbeschränkungen gelten nicht für Ansprüche wegen Vorsatz und grober Fahrlässigkeit, 

bei der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, bei Arglist, soweit das Produkthaf-

tungsgesetz zur Anwendung kommt, sowie bei Garantieversprechen, soweit bzgl. letzteren nichts an-

deres geregelt ist. 

17 Laufzeit und Kündigung 

17.1 Ist kein Ende der jeweiligen Laufzeit im Vertrag vereinbart, kann dieser mit einer Frist von sechs Mo-

naten zum Ablauf eines Kalendermonats ganz oder teilweise gekündigt werden, frühestens jedoch 

zum Ablauf einer im Vertrag vereinbarten Mindestvertragsdauer. Im Vertrag kann eine andere Kündi-

gungsfrist vereinbart werden. 

17.2 Ist ein Ende der jeweiligen Laufzeit im Vertrag vereinbart, kann der Auftraggeber nur dann und nur in-

soweit vorzeitig ganz oder teilweise kündigen, als er den Betrieb der Hardware endgültig einstellt. Die 

Kündigung wird zum Ende des Kalendermonats wirksam, der in der Mitte der Restlaufzeit liegt. In der 

Restlaufzeit ist der Auftragnehmer von der Instandhaltungsleistung bezüglich der gekündigten Hard-

ware befreit. Davon abweichend können die Parteien gesonderte Vereinbarungen treffen. 

17.3 Zudem kann der Vertrag von jedem Vertragsteil bei Vorliegen eines wichtigen Grundes - ohne Einhal-

tung einer Kündigungsfrist - innerhalb einer angemessenen Zeit ab Kenntnis des Kündigungsgrundes 

ganz oder teilweise gekündigt werden. Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn Tatsachen gegeben sind, 

aufgrund derer dem Kündigenden unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles und unter 

Abwägung der Interessen der Vertragsteile die Fortsetzung des Vertrages nicht mehr zugemutet wer-

den kann. Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer vertraglichen Pflicht, ist die Kündigung 

erst nach erfolglosem Ablauf einer zur Abhilfe gesetzten Frist oder nach erfolgloser Abmahnung zu-

lässig, soweit nicht gemäß § 314 i.V. mit § 323 Absatz 2 BGB eine Fristsetzung entbehrlich ist. 

18 Änderung der Leistung nach Vertragsschluss 

Für Änderungen der Leistung nach Vertragsschluss gilt § 2 der VOL/B (Fassung 2003). 

19 Haftpflichtversicherung 

19.1 Soweit vereinbart, weist der Auftragnehmer bei Abschluss des Vertrages dem Auftraggeber nach, 

dass er über eine im Rahmen und Umfang marktübliche Industriehaftpflichtversicherung oder eine 

vergleichbare Versicherung aus einem Mitgliedsstaat der EU verfügt. 

19.2 Der Auftragnehmer wird diesen Versicherungsschutz bis zum Ende des Vertrages und darüber hinaus 

bis zur Verjährung sämtlicher Mängelansprüche aufrechterhalten. Kommt der Auftragnehmer dieser 

Verpflichtung nicht nach, ist der Auftraggeber nach erfolgloser angemessener Fristsetzung zur Kündi-

gung des Vertrages berechtigt, wenn ihm ein Festhalten am Vertrag nicht mehr zuzumuten ist. Wei-

tergehende Ansprüche des Auftraggebers, insbesondere Schadensersatzansprüche, bleiben hiervon 

unberührt. 
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20 Datenschutz, Geheimhaltung und Sicherheit 

20.1 Werden personenbezogene Daten im Auftrag durch den Auftragnehmer erhoben, verarbeitet oder ge-

nutzt, wird der Auftragnehmer auf Verlangen des Auftraggebers eine den gesetzlichen Vorschriften 

genügende Vereinbarung zur Auftragsdatenverarbeitung abschließen. 

20.2 Der Auftragnehmer sorgt dafür, dass alle Personen, die von ihm mit der Bearbeitung oder Erfüllung 

des Vertrages betraut sind, die gesetzlichen Bestimmungen über den Datenschutz beachten. Die 

nach Datenschutzrecht erforderliche Verpflichtung auf das Datengeheimnis ist spätestens vor der 

erstmaligen Aufnahme der Tätigkeit vorzunehmen und dem Auftraggeber auf Verlangen nachzuwei-

sen. 

20.3 Der Auftraggeber kann den Vertrag ganz oder teilweise außerordentlich kündigen, wenn der Auftrag-

nehmer seinen Pflichten gemäß Ziffern 20.1 und 20.2 schuldhaft innerhalb einer gesetzten angemes-

senen Frist nicht nachkommt oder dem Auftraggeber ein weiteres Festhalten am Vertrag nicht zumut-

bar ist, weil der Auftragnehmer Datenschutzvorschriften vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. 

20.4 Die Parteien sind verpflichtet, alle im Rahmen des Vertragsverhältnisses erlangten vertraulichen In-

formationen, Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse vertraulich zu behandeln, insbesondere nicht an 

Dritte weiterzugeben oder anders als zu vertraglichen Zwecken zu verwerten. Der Erfahrungsaus-

tausch des Auftraggebers mit und innerhalb der öffentlichen Hand bleibt unbenommen, ebenso wie 

die Erfüllung gesetzlicher Pflichten des Auftraggebers. Unberührt bleibt die Pflicht zum vertraulichen 

Umgang mit auf der Grundlage des Vertrages erlangten Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen. 

20.5 Der Auftragnehmer ist berechtigt, vertrauliche Informationen nur an solche Subunternehmer 

weiterzugeben, deren Einsatz der Auftraggeber ausdrücklich zugestimmt hat, wenn und soweit diese 

vertraulichen Informationen für die Erbringung der jeweiligen Leistungen durch den Subunternehmer 

erforderlich sind („need-to-know“-Prinzip). Dies gilt nur, wenn sich der Subunternehmer zuvor dem 

Auftragnehmer gegenüber mindestens in gleichem Umfang zur Vertraulichkeit verpflichtet hat, wie der 

Auftragnehmer gegenüber dem Auftraggeber. Dabei muss die Weitergabe der vertraulichen 

Informationen durch den Subunternehmer ausgeschlossen sein, soweit nicht der Auftraggeber jeweils 

zuvor einer Weitergabe ausdrücklich zugestimmt hat. 

20.6 Vertrauliche Informationen sind Informationen, die ein verständiger Dritter als schützenswert ansehen 

würde oder die als vertraulich gekennzeichnet sind; dies können auch solche Informationen sein, die 

während einer mündlichen Präsentation oder Diskussion bekannt werden. Vertrauliche Informationen 

dürfen ausschließlich zum Zweck der Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Vertrag eingesetzt wer-

den. Die Verpflichtung zur Vertraulichkeit gilt nicht für Informationen, die den Parteien bereits recht-

mäßig bekannt sind oder außerhalb des Vertrages ohne Verstoß gegen eine Vertraulichkeitsverpflich-

tung bekannt werden. 

21 Erfüllungsort 

Der Erfüllungsort ist beim Auftraggeber, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

22 Zurückbehaltungsrechte 

Zurückbehaltungs- und Leistungsverweigerungsrechte des Auftragnehmers sind ausgeschlossen, es 

sei denn, der Auftraggeber bestreitet die zugrunde liegenden Gegenansprüche nicht oder diese sind 

rechtskräftig festgestellt. 

23 Textform 

Soweit nichts anderes geregelt ist, bedürfen vertragliche Mitteilungen und Erklärungen mindestens der 

Textform. Für Störungsmeldungen und Mängelrügen ist der Eintrag in ein Ticketsystem* ausreichend. 

24 Anwendbares Recht 

Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss der Normen, die in eine andere 

Rechtsordnung verweisen und unter Ausschluss des Übereinkommens der Vereinten Nationen über 

Verträge über den internationalen Warenkauf (CISG*). 
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Begriffsbestimmungen 

  

Auftragswert Der Auftragswert ist die Summe aller zu zahlenden Vergütungen. 

 

CISG United Nations Convention on Contracts for the international Sales of 

Goods (Übereinkommen der Vereinten Nationen über Verträge über den 

internationalen Warenkauf). 

 

Datensicherung Datensicherung umfasst alle technischen und organisatorischen Maß-

nahmen zur Sicherstellung der Verfügbarkeit, Integrität und Konsistenz 

der auf dem IT-System gespeicherten und für Verarbeitungszwecke ge-

nutzten Daten und Software. 

 

Ersatzgegenstand Oberbegriff für Ersatzhardware*, Ersatzteile*, Verschleißteile*und Ver-

brauchsmaterialien* 

 

Ersatzhardware Neue Hardware, die eine defekte Hardware ersetzt. 

 

Ersatzteil Teil zum Ersatz eines defekten Teils einer Hardware, um deren ursprüng-

liche Funktion wiederherzustellen. 

 

Nebenkosten Aufwendungen des Auftragnehmers, die zur Leistungserbringung not-

wendig und keine Reisekosten sind. 

 

Pauschalfestpreis Einseitig nicht änderbare Gesamtvergütung, die für die Instandhaltungs-

leistung geschuldet ist, soweit nicht für einzelne Leistungen eine geson-

derte, ggf. pauschalierte Vergütung vereinbart ist. Materialkosten, Reise-

zeiten, Reisekosten, Nebenkosten* und Kosten für Ersatzgegenstände* 

sind in dem Pauschalfestpreis* enthalten. 

  

Programmstand Oberbegriff für Patch, Update, Upgrade und neue(s) Release/Version*. 

 

Reaktionszeit Zeitraum, innerhalb dessen der Auftragnehmer mit der Störungsbeseiti-

gung zu beginnen hat. Der Zeitraum beginnt mit dem Zugang der ent-

sprechenden Meldung innerhalb der Servicezeiten* und läuft ausschließ-

lich während der Servicezeiten*. Geht eine Meldung außerhalb der Ser-

vicezeiten* ein, beginnt die Reaktionszeit* mit Beginn der nächsten Ser-

vicezeit*. 

 

Release Neue Entwicklungsstufe einer Software, die sich gegenüber dem vorheri-

gen Release* im Funktions- und/oder Datenspektrum erheblich unter-

scheidet (z.B. Änderung der Versionsnummer von Version 4.5.7 zu 

5.0.0). 

 

Schaden stiftende Software  Software mit vom Auftraggeber unerwünschter, nicht vereinbarter Funkti-

on, die zumindest auch den Zweck hat, die Verfügbarkeit von Daten, 
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Ressourcen oder Leistungen, die Vertraulichkeit von Daten oder die In-

tegrität von Daten zu gefährden bzw. zu beeinträchtigen, z.B. Viren, 

Würmer, Trojanische Pferde (u.a.). 

 

Servicezeit Zeiten, innerhalb derer der Auftraggeber Anspruch auf vertraglich ge-

schuldete Leistungen durch den Auftragnehmer hat. 

 

Störung Beeinträchtigung der Eignung der Hardware oder der Instandhaltungs-

leistung zur vertraglich vereinbarten, bzw. soweit eine solche Vereinba-

rung fehlt, zur vorausgesetzten oder sonst zur gewöhnlichen Verwen-

dung. Dies gilt unabhängig von einem Vertretenmüssen und unabhängig 

davon, ob diese Abweichung bereits bei Abschluss des Vertrages vorlag 

oder nicht. 

 

Teleservice Leistungen unter Inanspruchnahme von technischen Einrichtungen zur 

Fernkommunikation von einem Standort außerhalb des Einsatzortes der 

Hardware. 

 

Ticketsystem Ein Ticketsystem (auch Trouble-Ticket-System genannt) ist ein IT-

System, mit dessen Hilfe Meldungen und Anfragen empfangen, klassifi-

ziert, bestätigt und mit dem Ziel der Beantwortung bzw. der Problemlö-

sung bearbeitet und deren Fortschritt beobachtet und überwacht werden 

können. Das Ticketsystem bestätigt den Eingang der Meldung unter 

Wiederholung deren Inhalts. 

 

Verbrauchsmaterialien Teile der Hardware, die auch bei bestimmungsbemäßen Gebrauch in-

nerhalb der voraussichtlichen Lebensdauer der Hardware stofflich ver-

wertet und damit aufgebraucht werden. 

 

Verschleißteil Teile der Hardware, die auch bei bestimmungsbemäßen Gebrauch in-

nerhalb der voraussichtlichen Lebensdauer der Hardware ihre Funktions-

fähigkeit verlieren und dies keinen Mangel darstellt, es sei denn, das 

Verschleißteil verlöre seine Funktionsfähigkeit vor Ablauf seiner voraus-

sichtlichen Lebensdauer. 

 

Wiederherstellungszeit Zeitraum, innerhalb dessen der Auftragnehmer die Störungsbeseitigung 

erfolgreich abzuschließen hat. Der Zeitraum beginnt mit dem Zugang der 

entsprechenden Meldung innerhalb der Servicezeiten* und läuft aus-

schließlich während der Servicezeiten*. Geht eine Meldung außerhalb 

der Servicezeiten* ein, beginnt die Wiederherstellungszeit mit Beginn der 

nächsten Servicezeit*. 
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Ergänzende Vertragsbedingungen für die 

Überlassung von Standardsoftware gegen Einmalvergütung 

– EVB-IT Überlassung-AGB (Typ A) – 

 

1 Gegenstand des Vertrages 

1.1 Die nachstehenden Bedingungen gelten für die dauerhafte Überlassung und Nutzung von Standard-

software* gegen Einmalvergütung (Verkauf).  

1.2 Sie gelten nicht für zusätzliche Leistungen wie Installation, Integration, Customizing und Anpassung 

der Standardsoftware* auf Quellcodeebene an die Bedürfnisse des Auftraggebers. 

2 Art und Umfang der Leistung 

2.1 Der Auftragnehmer überlässt dem Auftraggeber die Standardsoftware* zu den Vereinbarungen im 

Vertrag. 

2.2 Die Dokumentation der Standardsoftware* ist in Deutsch und in ausgedruckter oder ausdruckbarer 

Form zu liefern, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

2.3 Der Auftragnehmer überlässt die Standardsoftware* frei von Schaden stiftender Software*. Dies ist mit 

aktueller Scan-Software zu einem angemessenen Zeitpunkt vor der Lieferung zu prüfen. Der Auftrag-

nehmer erklärt, dass die Prüfung keinen Hinweis auf Schaden stiftende Software* ergeben hat. Diese 

Regelung gilt für jede, auch die vorläufige und Vorabüberlassung, z.B. zu Testzwecken.   

Der Auftragnehmer gewährleistet darüber hinaus, dass die von ihm zu liefernde Standardsoftware* frei 

von Funktionen ist, die die Integrität, Vertraulichkeit und Verfügbarkeit der Standardsoftware*, anderer 

Soft- und/oder Hardware oder von Daten gefährden und den Vertraulichkeits- oder Sicherheitsinteres-

sen des Auftraggebers zuwiderlaufen durch  

 Funktionen zum unerwünschten Absetzen/Ausleiten von Daten, 

 Funktionen zur unerwünschten Veränderung/Manipulation von Daten oder der Ablauflogik oder 

 Funktionen zum unerwünschten Einleiten von Daten oder unerwünschte Funktionserweiterungen.  

Unerwünscht ist eine mögliche Aktivität einer Funktion, wenn die Aktivität so weder vom Auftraggeber 

in seiner Leistungsbeschreibung gefordert, noch vom Auftragnehmer unter konkreter Beschreibung 

der Aktivität und ihrer Funktionsweise angeboten, noch im Einzelfall vom Auftraggeber ausdrücklich 

autorisiert („opt-in“) wurde. 

2.4 Der Auftragnehmer teilt dem Auftraggeber Kopier- oder Nutzungssperren* mit, die die vertragsgemäße 

Nutzung der Standardsoftware* beeinträchtigen könnten. 

2.5 Unterliegt die Standardsoftware* Exportkontrollvorschriften, weist der Auftragnehmer im Vertrag da-

rauf hin. 

2.6 Die ordnungsgemäße Datensicherung obliegt dem Auftraggeber. 

3 Nutzungsrechte 

3.1 Soweit im Vertrag keine andere bestimmungsgemäße Nutzung vereinbart ist, räumt der Auftragneh-

mer dem Auftraggeber mit Vertragsschluss 

 das nicht ausschließliche, 

 mit der Einschränkung der Ziffer 3.3 übertragbare, 

 dauerhafte, unwiderrufliche und unkündbare, 

 örtlich unbeschränkte, 

 in jeder beliebigen Hard- und Softwareumgebung ausübbare 

Recht ein, die Standardsoftware* zu nutzen, das heißt insbesondere dauerhaft oder temporär zu spei-

chern und zu laden, sie anzuzeigen und ablaufen zu lassen. Dies gilt auch, soweit hierfür Vervielfälti-
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gungen notwendig werden. Das Recht, die Standardsoftware* in jeder beliebigen Hard- und Software-

umgebung zu nutzen, lässt die Einschränkung der Mängelansprüche gemäß Ziffer 7.4 unberührt. 

3.2 Dem Auftraggeber obliegt es, durch angemessene technische und organisatorische Maßnahmen für 

eine bestimmungsgemäße Nutzung der Standardsoftware* zu sorgen. 

3.3 Macht der Auftraggeber von seinem Recht zur Übertragung des Nutzungsrechts Gebrauch, hat er sei-

ne vertraglichen Verpflichtungen bezüglich Inhalt und Umfang der Nutzungsrechte dem Dritten aufzu-

erlegen. Mit der Übertragung an den Dritten ist der Auftraggeber nicht mehr zur Nutzung berechtigt. 

Nicht an den Dritten übergebene Kopien der Standardsoftware* sind zu löschen. Der Auftraggeber ist 

jedoch nicht verpflichtet, etwaige Vervielfältigungen der Standardsoftware* zu löschen, die im Rahmen 

der ordnungsgemäßen Datensicherung erstellt wurden. Zudem ist der Auftraggeber berechtigt, eine 

Kopie ausschließlich für Prüf- und Archivierungszwecke zu behalten und zu nutzen, soweit nichts an-

deres vereinbart ist. 

3.4 Der Auftraggeber ist berechtigt, von der Standardsoftware* eine Kopie zu Sicherungszwecken herzu-

stellen. Die der Softwareverteilung zur bestimmungsgemäßen Nutzung oder der ordnungsgemäßen 

Datensicherung dienenden Vervielfältigungen der Standardsoftware* sind Teil des bestimmungsge-

mäßen Gebrauchs. 

3.5 Werden die Nutzungsrechte auf eine im Vertrag definierte Hard- oder Softwareumgebung beschränkt, 

bedarf eine hiervon abweichende Nutzung der Zustimmung des Auftragnehmers. Ist eine im Vertrag 

definierte Hard- oder Softwareumgebung nicht funktionsfähig, ist die Nutzung bis zu deren Wiederher-

stellung in einer anderen Umgebung auch ohne Zustimmung des Auftragnehmers zulässig. 

3.6 Der Auftraggeber verpflichtet sich, die Standardsoftware* nicht in eine andere Codeform zu bringen 

oder Veränderungen am Code vorzunehmen, es sei denn, dass dies nach den gesetzlichen Vorschrif-

ten zulässig ist. 

4 Überlassungsvergütung 

4.1 Die Überlassungsvergütung wird nach der Lieferung der Standardsoftware* fällig. Dies gilt entspre-

chend bei vereinbarten Teillieferungen. 

4.2 Eine fällige Vergütung ist innerhalb von 30 Tagen nach Zugang einer prüffähigen Rechnung an die 

vereinbarte Rechnungsadresse zu zahlen. Alle Preise verstehen sich, soweit Umsatzsteuerpflicht be-

steht, zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer. 

5 Verzug 

5.1 Die Termine für die Lieferung der Standardsoftware* bzw. für etwaige Teillieferungen sind im Vertrag 

festgelegt. Bei Verzögerungen, die der Auftragnehmer nicht zu vertreten hat, verschieben sich die von 

der Verzögerung betroffenen Termine angemessen; sonstige Ansprüche der Parteien bleiben hiervon 

unberührt. 

5.2 Wenn der Auftragnehmer einen Termin nicht einhält, kommt er ohne Mahnung in Verzug. Dies gilt 

nicht, wenn der Auftragnehmer die Verzögerung nicht zu vertreten hat. Der Auftraggeber kann im Fall 

des Verzuges den Verzögerungsschaden verlangen. Ferner kann der Auftraggeber vom Vertrag zu-

rücktreten und Schadensersatz statt der Leistung verlangen, wenn er dem Auftragnehmer erfolglos ei-

ne angemessene Frist zur Leistung gesetzt hat. Anstelle des Schadensersatzes statt der Leistung 

kann der Auftraggeber Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Sinne von § 284 BGB verlangen. Die 

Fristsetzung ist in den gesetzlich genannten Fällen gem. § 281 Abs. 2, § 323 Abs. 2 BGB entbehrlich. 

5.3 Soweit nichts anderes vereinbart ist, ist der Auftraggeber für den Fall der Überschreitung des verein-

barten Termins um mehr als sieben Kalendertage berechtigt, für jeden Kalendertag, an dem sich der 

Auftragnehmer in Verzug befindet, eine Vertragsstrafe in Höhe von 0,2 % der Überlassungsvergütung 

zu verlangen. Satz 1 gilt auch für Überschreitungen von vereinbarten Terminen für Teilleistungen. In 

diesem Fall berechnet sich die Vertragsstrafe nach dem auf die Teilleistung entfallenden Anteil an der 

Überlassungsvergütung. Insgesamt darf die Summe der aufgrund dieser Regelung zu zahlenden Ver-
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tragsstrafen jedoch nicht mehr als 5 % der Überlassungsvergütung betragen. Vertragsstrafen werden 

auf Schadensersatzansprüche angerechnet. 

5.4 Abweichend von § 341 Abs. 3 BGB kann die jeweilige Vertragsstrafe bis zur vollständigen Zahlung der 

Vergütung für die jeweilige Überlassung geltend gemacht werden.  

6 Erfüllungsort, Gefahrübergang, Versand  

6.1 Der Erfüllungsort ist beim Auftraggeber, soweit nichts anderes vereinbart ist.  

6.2 Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung geht mit der Lieferung 

über.  

6.3 Soweit nicht anders vereinbart, trägt der Auftragnehmer die Versand- und Verpackungskosten sowie 

die Kosten für die Bereitstellung zum Download.  

6.4 Die Unterzeichnung eines etwaigen Lieferscheines bestätigt nur die räumliche Verbringung der Stan-

dardsoftware* in den Einflussbereich des Auftraggebers, nicht aber deren Vollständigkeit oder Mangel-

freiheit. 

7 Rechte des Auftraggebers bei Mängeln der Standardsoftware* (Gewährleistung) 

7.1 Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die Standardsoftware* frei von Sach- und Rechtsmängeln zu lie-

fern.  

7.2 Die Verjährungsfrist für Sach- und Rechtsmängelansprüche beträgt 12 Monate nach der Lieferung, 

soweit nichts anderes vereinbart ist. Nach Ablauf von 12 Monaten der Verjährungsfrist ist, sofern sich 

der Auftragnehmer darauf beruft, ein Rücktritt vom Vertrag wegen eines Mangels der Standardsoft-

ware* ausgeschlossen. Sämtliche Sach- und Rechtsmängelansprüche verjähren in der regelmäßigen 

Verjährungsfrist, wenn der Auftragnehmer den Mangel arglistig verschwiegen hat. Die Verjährungsfrist 

endet in diesem Falle jedoch nicht vor den Fristen gemäß Satz 1 und 2.  

7.3 Die Mängelansprüche erstrecken sich nicht auf Standardsoftware*, die der Auftraggeber oder ein Drit-

ter ohne Zustimmung des Auftragnehmers ändert. Dies gilt nicht, wenn der Auftraggeber nachweist, 

dass diese Änderung für den gemeldeten Mangel nicht ursächlich ist oder der Auftraggeber lediglich 

vom Hersteller der Standardsoftware* verfügbar gemachte neue Programmstände* installiert. 

7.4 Darüber hinaus erstrecken sich die Mängelansprüche nicht auf Standardsoftware*, die der Auftragge-

ber nicht in der vereinbarten Hard- und Softwareumgebung einsetzt, es sei denn, der Auftraggeber 

weist nach, dass dieser Einsatz für den gemeldeten Mangel nicht ursächlich ist. 

7.5 Der Auftraggeber hat Mängel unter Angabe der ihm bekannten und für deren Erkennung zweckdienli-

chen Informationen zu melden. Soweit keine andere Form der Störungsmeldung vereinbart ist, wird er 

diese in der Regel auf dem Störungsmeldeformular entsprechend Muster 1 vornehmen.  

7.6 Meldet der Auftraggeber vor Ablauf der Verjährungsfrist Mängel, und verhandeln die Parteien im Sinne 

des § 203 BGB, ist die Verjährung gehemmt, bis der Auftragnehmer oder der Auftraggeber die Fort-

setzung der Verhandlungen verweigert. Die Verjährung tritt frühestens drei Monate nach dem Ende 

der Hemmung ein.  

7.7 An neuen Programmständen* räumt der Auftragnehmer dem Auftraggeber Nutzungsrechte in Art und 

Umfang ein, wie sie für die gelieferte Standardsoftware* bestehen. 

7.8 Der Auftragnehmer hat ihm gemeldete Mängel unverzüglich, spätestens innerhalb einer vom Auftrag-

geber gesetzten angemessenen Frist, durch Lieferung eines den Mangel behebenden neuen Pro-

grammstandes* beseitigen. Der Auftragnehmer kann eine Umgehungslösung* zur Verfügung stellen, 

soweit und solange dies für den Auftraggeber zumutbar ist. Die Verpflichtung des Auftragnehmers, 

den Mangel in angemessener Frist zu beseitigen, bleibt unberührt, soweit ihm dies nicht unzumutbar 

ist. Bei der Verletzung von Schutzrechten Dritter gilt vorrangig Ziffer 8. Der Auftragnehmer hat gemäß 

§ 439 Abs. 2 BGB die zum Zwecke der Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, insbesondere 

Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten zu tragen. Erfolgt die Nacherfüllung durch Neuliefe-

rung entfällt der Nutzungsherausgabeanspruch des Auftragnehmers. 
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7.9 Schließt der Auftragnehmer die Mängelbehebung nicht innerhalb einer ihm gesetzten angemessenen 

Frist erfolgreich ab, kann der Auftraggeber dem Auftragnehmer entweder eine weitere angemessene 

Nachfrist setzen und nach fruchtlosem Ablauf die Vergütung angemessen herabsetzen oder vom Ver-

trag ganz oder teilweise zurücktreten. Ein Rücktritt wegen eines unerheblichen Mangels ist jedoch 

ausgeschlossen.  

7.10 Der Auftraggeber kann darüber hinaus bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen Schadens- 

oder Aufwendungsersatz gemäß § 437 Nr. 3 BGB verlangen.  

8 Schutzrechte Dritter 

8.1 Macht ein Dritter gegenüber dem Auftraggeber Ansprüche wegen der Verletzung von Schutzrechten 

durch die Nutzung der Standardsoftware* geltend und wird deren Nutzung hierdurch beeinträchtigt 

oder untersagt, haftet der Auftragnehmer unbeschadet der Rechte des Auftraggebers gemäß Ziffer 7 

wie folgt:  

 Der Auftragnehmer kann auf seine Kosten entweder die Leistungen so ändern oder ersetzen, 

dass sie das Schutzrecht nicht verletzen, aber im Wesentlichen doch den vereinbarten Funktions- 

und Leistungsmerkmalen in für den Auftraggeber zumutbarer Weise entsprechen, oder den Auf-

traggeber von Ansprüchen gegenüber dem Schutzrechtsinhaber freistellen. 

 Ist die Nacherfüllung dem Auftragnehmer unmöglich oder nur zu unverhältnismäßigen Bedingun-

gen möglich, hat er das Recht, die betroffenen Leistungen gegen Erstattung der entrichteten Ver-

gütung zurückzunehmen. Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber dabei eine angemessene 

Auslauffrist zu gewähren, es sein denn, dies ist nur zu unzumutbaren rechtlichen oder sonstigen 

Bedingungen möglich. 

Die sonstigen Ansprüche des Auftraggebers z.B. auf Rücktritt, Minderung und Schadensersatz bleiben 

unberührt. 

8.2 Die Parteien werden sich wechselseitig unverzüglich über geltend gemachte Ansprüche Dritter ver-

ständigen. Der Auftraggeber wird die behauptete Schutzrechtsverletzung nicht anerkennen und jegli-

che Auseinandersetzung einschließlich etwaiger außergerichtlicher Regelungen entweder dem Auf-

tragnehmer überlassen oder nur im Einvernehmen mit dem Auftragnehmer führen. Der Auftragnehmer 

erstattet dem Auftraggeber notwendige Verteidigungskosten und sonstige Schäden, soweit dem Auf-

traggeber aus Rechtsgründen die geeigneten Abwehrmaßnahmen und Vergleichsverhandlungen vor-

behalten bleiben bzw. bleiben müssen. Der Auftraggeber hat in diesem Fall Anspruch auf einen Vor-

schuss in Höhe der geschätzten Verteidigungskosten.  

8.3 Soweit der Auftraggeber die Schutzrechtsverletzung selbst zu vertreten hat, sind Ansprüche gegen 

den Auftragnehmer ausgeschlossen.  

9 Haftungsbeschränkung  

Sofern keine andere vertragliche Haftungsvereinbarung vorliegt, gelten für alle gesetzlichen und ver-

traglichen Schadens- und Aufwendungsersatzansprüche des Auftraggebers folgende Regelungen:  

9.1 Bei leicht fahrlässigen Pflichtverletzungen wird die Haftung für den Vertrag insgesamt grundsätzlich 

auf die Überlassungsvergütung beschränkt. Beträgt die Überlassungsvergütung weniger als 50.000,-

 €, wird die Haftung auf 50.000,- € beschränkt. 
9.2 Die Haftung für leicht fahrlässig verursachten Verzug wird insgesamt auf 50 % der Haftungsobergren-

zen gemäß Ziffer 9.1 beschränkt. Im Falle weiterer leicht fahrlässiger Pflichtverletzungen überschreitet 

die Haftung des Auftragnehmers für den Vertrag jedoch nicht die in Ziffer 9.1 vereinbarten Haftungs-

obergrenzen. 

9.3 Bei Verlust von Daten haftet der Auftragnehmer nur für denjenigen Aufwand, der bei ordnungsgemä-

ßer und regelmäßiger Datensicherung durch den Auftraggeber für die Wiederherstellung der Daten er-

forderlich gewesen wäre. Die Beschränkung gilt nicht, wenn und soweit die Datensicherung Bestand-

teil der vom Auftragnehmer zu erbringenden Leistungen ist. 
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9.4 Ansprüche aus entgangenem Gewinn sind ausgeschlossen, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

9.5 Die Haftungsbeschränkungen gelten nicht für Ansprüche wegen Vorsatz und grober Fahrlässigkeit, 

bei der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, bei Arglist, soweit das Produkthaf-

tungsgesetz zur Anwendung kommt sowie bei einem Garantieversprechen, soweit bzgl. Letzterem 

nichts anderes geregelt ist. 

10 Datenschutz, Geheimhaltung und Sicherheit 

10.1 Werden personenbezogene Daten im Auftrag durch den Auftragnehmer erhoben, verarbeitet oder ge-

nutzt, werden die Parteien eine den gesetzlichen Vorschriften genügende Vereinbarung zur Auftrags-

datenverarbeitung abschließen. 

10.2 Der Auftragnehmer sorgt dafür, dass alle Personen, die von ihm mit der Bearbeitung oder Erfüllung 

des Vertrages betraut sind, die gesetzlichen Bestimmungen über den Datenschutz beachten. Die 

nach Datenschutzrecht erforderliche Verpflichtung auf das Datengeheimnis ist dem Auftraggeber auf 

Verlangen nachzuweisen. 

10.3 Die Parteien sind verpflichtet, alle im Rahmen des Vertragsverhältnisses erlangten vertraulichen In-

formationen, Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse vertraulich zu behandeln, insbesondere nicht an 

Dritte weiterzugeben oder anders als zu vertraglichen Zwecken zu verwerten. Der Erfahrungsaus-

tausch des Auftraggebers mit und innerhalb der öffentlichen Hand bleibt unbenommen, ebenso wie 

die Erfüllung gesetzlicher Pflichten des Auftraggebers. Unberührt bleibt die Pflicht zum vertraulichen 

Umgang mit auf der Grundlage des Vertrages erlangten Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen. 

10.4 Vertrauliche Informationen sind Informationen, die ein verständiger Dritter als schützenswert ansehen 

würde oder die als vertraulich gekennzeichnet sind; dies können auch solche Informationen sein, die 

während einer mündlichen Präsentation oder Diskussion bekannt werden. Vertrauliche Informationen 

dürfen ausschließlich zum Zweck der Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Vertrag eingesetzt wer-

den. Die Verpflichtung zur Vertraulichkeit gilt nicht für Informationen, die den Parteien bereits recht-

mäßig bekannt sind oder außerhalb des Vertrages ohne Verstoß gegen eine Vertraulichkeitsverpflich-

tung bekannt werden. 

11 Zurückbehaltungsrechte 

Zurückbehaltungs- und Leistungsverweigerungsrechte des Auftragnehmers sind ausgeschlossen, es 

sei denn, der Auftraggeber bestreitet die zugrunde liegenden Gegenansprüche nicht oder diese sind 

rechtskräftig festgestellt.  

12 Textform 

Soweit nichts anderes geregelt ist, bedürfen vertragliche Mitteilungen und Erklärungen mindestens der 

Textform.  

13 Anwendbares Recht 

Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des Übereinkommens der Verein-

ten Nationen über Verträge über den internationalen Warenkauf (CISG*).  

 
Begriffsbestimmungen  

 

  

CISG 

 

United Nations Convention on Contracts for the international Sales of Goods 
(Übereinkommen der Vereinten Nationen über Verträge über den inter-
nationalen Warenkauf). 

Download Erfolgreiche Speicherung der Standardsoftware* beim Auftraggeber 

Kopier- oder Nutzungs-
sperre 

Maßnahmen zur Einschränkung der Kopierbarkeit und/oder Nutzungs-
möglichkeit von Standardsoftware*. 
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Patch Behebung eines Mangels und/oder einer Störung in der Standardsoftware* oh-
ne Eingriff in den Quellcode*. 

Programmstand Oberbegriff für Patch*, Update*, Upgrade* und neue(s) Release/Version*. 

Quellcode Code eines Programms in der Fassung der Programmiersprache. 

Reaktionszeit Zeitraum, innerhalb dessen der Auftragnehmer mit den Mängelbehebungsarbei-
ten zu beginnen hat. Der Zeitraum beginnt mit dem Zugang der Mängelmeldung 
innerhalb der vereinbarten Servicezeiten und läuft während der vereinbarten 
Servicezeiten. 

Release/Version Neue Entwicklungsstufe einer Standardsoftware*, die sich gegenüber dem vor-
herigen Release bzw. der Version im Funktions- und/oder Datenspektrum er-
heblich unterscheidet (z.B. Version 4.5.7  5.0.0). 

Schaden stiftende Soft-
ware  

Software mit vom Auftraggeber unerwünschter, nicht vereinbarter Funktion, die 
zumindest auch den Zweck hat, die Verfügbarkeit von Daten, Ressourcen oder 
Dienstleistungen, die Vertraulichkeit von Daten oder die Integrität von Daten, zu 
gefährden bzw. zu beeinträchtigen, z.B. Viren, Würmer, Trojanische Pferde. 

Standardsoftware Softwareprogramme, Programm-Module, Tools etc., die für die Bedürfnisse ei-
ner Mehrzahl von Kunden am Markt und nicht speziell vom Auftragnehmer für 
den Auftraggeber entwickelt wurden, einschließlich der zugehörigen Doku-
mentation. 

Umgehungslösung Temporäre Überbrückung eines Mangels und/oder einer Störung in der Stan-
dardsoftware*. 

Update Bündelung mehrerer Mängelbehebungen und/oder Störungsbeseitigungen so-
wie ggf. geringfügige funktionale Verbesserungen und/oder Anpassungen der 
Standardsoftware* (z.B. Version 4.1.3  4.1.4).  

Upgrade Bündelung mehrerer Mängelbehebungen und/oder Störungsbeseitigungen und 
mehr als geringfügige funktionale Verbesserungen und/oder Anpassungen der 
Standardsoftware* (z.B. Version 4.1.3  4.2.0). 
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Störungs- bzw. Mängelmeldung Nr.       

Auftraggeber:        Auftragnehmer:       

Org.Einheit/Abteilung:        Org.Einheit/Abteilung:       

Name des Meldenden:        Name des Empfängers:       

Postanschrift:        Postanschrift:       

Telefon für Rückfragen:        Telefon:       

Fax für Rückmeldungen:        Fax:       

e-Mail für Rückmeldungen:        e-Mail:       

Vertragsnummer/Kennung:        Vertragsnummer/Kennung:       

   Web-Adresse:       

mutmaßlich gestörte Hardware:       

Version/Release:       

Kurzbeschreibung der Störung bzw. des 

Mangels: 

      

Störung bzw. Mangel aufgetreten am: Datum / Uhrzeit 

Anlagen (Screenshot, etc):       

Reproduzierbar: ja  nein  

Systemumgebung/Konfiguration:       

Standort der Hardware:       

 

Bedeutung der Störung bzw. des Mangels 

(nach Einschätzung des Auftraggebers) 

  hoch        

 mittel        

 niedrig       

Bemerkungen:        

 

 
        ,               ,        

Ort Datum Ort Datum 
 Auftragnehmer   Auftraggeber 

 

     

 Unterschrift Auftragnehmer (Name in Druckschrift)  Unterschrift Auftraggeber (Name in Druckschrift)  
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